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Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


[rtelligente Tochter, mit guter Schulbildung, deutsch und franz. 
sprechend, sucht Stelle als Lehrtochter in einem Konsum- 
verein. Offerten sind zu richten an Frieda Junker, Büron 
(Luzern). R 


Nachfrage. ° | 


Knsumgenossenschaft mit 130,000 Fr. Jahresumsatz sucht per Kaufmann, Anfang der 30er Jahre, bilanzsicherer, selb- 
sofort oder auf 1. Oktober, wenn möglich einige Tage | „- ständiger Buchhalter, bewandert in Organisation, mit 
früher, eine II. Verkäuferin. Offerten unter Chiffre K.A. 205 | Kontrolle, Statistik und Korrespondenz bestens vertraut, seit 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. Jahren in der Lebensmittelbranche und Hotelfach tätig, sucht, 
gestützt auf erstklassige Referenzen analoge Stellung als Stütze 
des Chefs oder als Verwalter. Offerten unter Chiffre A. L. 9 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Angebot. | 


eschäftstüchtige Frau, 40 Jahre alt, mit 2 grossen Kindern, 

sucht Stelle als Depothalterin in grösserem Konsum- | 
verein. Sprachenkundig, langjährige Verkäuferin in grossen ! J 
Geschäften. Eintritt nach Belieben. Zeugnisse zu Diensten. | 
Offerten unter Chiffre M. K. 212 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


üngling, 21 Jahre alt, sucht Stelle als Magaziner und für 
leichtere Bureauarbeiten, eventuell auch Mithilfe im Laden. 
Offerten sind zu richten an Postlagernd A. S. 250 Turgi 
(Aargau), 


Vo jüngerem tüchtigem Verkäuferpaar wird Filiale oder 
Konsumdepot zu übernehmen gesucht. Im Verkehr mit 
Kundschaft durchaus bewandert, kaufmännisch gebildet, perfekt 
französisch. Offerten unter Chiffre M. H. 219 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Stellen- Anzeiger. 


Inserate für den Stellenanzeiger müssen 
jeweilen spätestens bis Mittwoch mittags 
12 Uhr im Besitze der Redaktion sein. 


inderloses Ehepaar, 30 Jahre alt, durchaus tüchtig, in mehr- 

jähriger Stellung in grossem Konsumdepot, wünscht Stelle 
zu verändern. Offerten unter Chiffre B. R. 218 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 
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Wir empfehlen unfer großes Lager in 


cyuhwaren 


jedem Bedarfe entjprechend, jowie 
insbefondere die Produkte unferer 


eigenen Schuh-‘yabrik 
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Die angestrebte Konzessionspflicht 
des Handels. 


II. 
Sch. Bevor wir zur Entwicklung unseres in 
letzter Nummer in Aussicht gestellten Gegen- 


vorschlages übergehen, erlauben wir uns, zur Er- 
härtung der in den bisherigen Ausführungen ge- 
machten Behauptungen über Missbräuche bei Hand- 
habung des Konzessionssystems ein Müsterchen der 
bei diesem System möglichen Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit der Konsumvereine, das uns erst 
letzter Tage bekannt gegeben wurde, zur allge- 
meinen Kenntnis zu bringen. Bekanntlich ist seit 
einigen Wochen auch der Schuhhandel dem 
Konzessionszwang unterworfen, und zwar in seinen 
verschiedenen Branchen, Engros, Migros- und De- 
tailhandel. Unser Verbandsverein, der A.C. V. Basel, 
hat vor Erteilung der Konzession eingehende Aus- 
künfte über seinen Absatz, und zwar nach Detail- 
und Migrosverkehr gesondert, machen müssen. Am 
28. August wurde ihm von der Sektion Leder- 


industrie der Abteilung für industrielle Kriegswirt- 
schaft des Schweiz. Volkswirtschaftsdepartements 
zur Kenntnis gebracht, dass nach Ueberprüfung der 
unterbreiteten Unterlagen und in Uebereinstimmung 
mit der bestellten Fachkommission dem A.C.V\V. 
Basel die «Konzession zur Ausübung des 
Migros-Handels mit Schuhen erteilt 
werde, aber nur unter der Bedingung, dasserim 
Migrosverkehr Schuhe nur an seine 
Mitglieder, nicht aber an Wohltätig- 
keitsvereine abgebe». Auch für den Mi- 
groshandel an Mitglieder ist der A.C. V. Basel nicht 
unbeschränkt berechtigt, sondern nur auf Grund der 
Durchschnittsumsätze in den Jahren 1912—17. Da 
in diesen vier Jahren total 20,268 Paar im Migros- 
verkehr abgegeben worden sind, ist das jähr- 
liche Kontingent des A.C.V. Basel für den 
Migrosverkehr auf 5100 Paar festgesetzt worden. 
Zur Erklärung ist beizufügen, dass der A.C. V. Basel 
schon seit Jahren regelmässig von Wohltätigkeits- 
instituten und halböffentlichen Verwaltungen, wie 


Schulpflegen etc., um Lieferung von Schuhen zur 
Abgabe an bedürftige Erwachsene und Schüler er- 
sucht worden ist und selbstverständlich diesen Be- 
gehren jeweils Rechnung getragen hat. 


TE 


Wenn nun 


des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) betrug im Monat 
August 1918 Franken 10,907,863.50. 
Die Zunahme gegenüber dem Monat 
August 1917 beträgt demnach Franken 2,569,916.38 oder 30,82%. 


Der Umsalz 
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diese charitative Tätigkeit durch ein amtliches Or- 
gan, die Sektion Lederindustrie des Schweiz. Volks- 
wirtschaftsdepartements, in Zukunft verboten 
werden soll, so ergibt sich deutlich, dass diese 
Konzessionierungnicht, wie die Idea- 
listen von der Neuen helvetischen 
Gesellschaft und wie der Mitarbeiter 
der «Züricher Post» annehmen, im In- 
teresse der Konsumenten zum Schutze 
vor Kriegsgewinnern vorgeschrieben 
wird,sondernumdenbedrohtenProfit 
des privaten Unternehmertums vor 
allfälligen Selbsthilfebestrebungen 
der Konsumenten zu schützen. Wenn 
solche Entgleisungen bereits bei Einführung des 
Konzessionssystems, wo man noch vorsichtig sein 
muss, möglich sind, wird man sich ein Bild machen 
können, wie im Laufe der Jahre diese Missbräuche 
sich progressiv steigern und auswachsen würden. 
Da mögen die uninteressierten Anhänger dieses 
Systems lange erklären, das liege nicht in ihrer Ab- 
sicht; sobald der Stein einmal im Rollen ist, werden 
nicht sie mehr dessen Richtung bestimmen, sondern 
andere, einflussreichere Kräfte. 

Dies möge auch den Anhängern des Konzessions- 
systems aus dem Öltener Aktionskomitee gesagt 
sein. Der intellektuelle Urheber der Postulate des 
Oltener Aktionskomitees, Nationalrat Grimm, be- 
fürchtet anscheinend auch solche Einwände, wie wir 
sie erheben, und sucht dieselben durch längere Aus- 
führungen in der «Berner Tagwacht» vom 15. August 
1918 zu entkräften. Der Vollständigkeit halber seien 
auch diese Ausführungen hier wiedergegeben: 


«Gegen das Postulat «Konzessionierung des privaten 
Handels» werden folgende Einwände erhoben: «Das würde dann 
dazu führen, dass wir noch viel mehr Kontrollbeamte und eine 
weit grössere Zahl von Sekretären erhielten. Die reichen Ge- 
sellschaften, die grossen Herren und Mitglieder von Syndikaten 
und Untersyndikaten, die jetzt schon äusserst lukrative Monopol- 
vorrechte geniessen, könnten dann erst recht als legitime Herren 
unseres Handels auftreten und ihre fürstlichen Gewinne noch 
vergrössern. Darum wollen wir uns dieses Postulat zweimal 
besehen, und vor allem wollen wir verhindern, dass diese 
Monopolherrschaft auch noch auf die kommende Friedenszeit 
ausgedehnt werde.» 

Der Schlussatz verrät mehr, als die Inspiratoren vielleicht 
beabsichtigt haben. Sie wollen der Monopolherrschaft auf den 
Leib rücken und haben darin ganz recht, wenn sie unter 
Monopolwirtschaft die Privatmonopole verstehen. Das Wirt- 
schaftssystem, wie es sich heute unter den Kriegswirkungen ent- 
wickelt hat, ist in der Tat unhaltbar. Wer einen guten Vetter 
und ein vollgespicktes Portemonnaie hat, wird privilegiert, erhält 
alle möglichen Erleichterungen und kann Riesengewinne auf die 
Seite schaffen. Andere, weniger habile Handelsherren, werden 
benachteiligt, und die Benachteiligung geht manchmal so weit, 
dass sie den kompletten Ruin des betreffenden Geschäftes be- 
deutet. Die Frage ist aber — und die Arbeiterschaft hat sie sich 
schon gestellt —, ob man das Rad einfach zurückdrehen kann. 
Das ist ein Ding der Unmöglichkeit. Die Konsequenz aus der 
mittelständlerischen Anschauung wäre die Freigabe des ge- 
samten Handels, wenn dies das Ausland überhaupt gestatten 
würde. Dabei käme man aber, vom Standpunkt der Volks- 
wirtschaft aus betrachtet, auch nicht einen Schritt vorwärts, 
wohl aber einige Pferdelängen zurück. Die Freigabe des Handels, 
das würde die wildeste Spekulation bedeuten. Das würde zu 
einer vollständigen Verlotterung der Kriegswirtschaft führen, 
Die Bedürfnisfrage müsste dann überhaupt ausscheiden. Fabri- 
kation und Handel würden sich jenen Wirtschaftsgebieten zu- 
wenden, wo die besten Geschäfte zu machen sind, unbekümmert 
darum, ob die Ernährung und Lebenshaltung des Volkes sicher- 
gestellt wäre oder nicht. 

Einfache Ueberlegung führt zu der Einsicht, dass der Staat 
dem anarchistischen Getriebe der kapitalistischen Privatwirt- 
schaft nicht ruhig zusehen darf. Er würde sonst die eigenen 
Fundamente in die Luft sprengen. Anderseits ist zuzugeben, 
dass die bisherige Organisation vollständig ungenügend ist. 
Weder verhindert sie grosse Spekulationsgewinne, noch vermag 
sie die Wirtschaft den wirklichen Bedürfnissen des Konsums 
anzupassen. Der einzige Unterschied besteht in der Hauptsache 
darin, dass heute die Grossgeschäftemacherei zum Privilegium 


eines kleinen gerissenen Personenkreises geworden ist, während 
früher die Jagd auf diesem Gebiete freigegeben war. 

Hier muss Wandel geschafft werden. Der erste Schritt ist 
die Konzessionierung des Grosshandels, wobei nicht nur der 
eigentliche Kaufmann, sondern auch der Fabrikant in Betracht 
fällt. Selbstverständlich ist die Konzessionierung nicht so zu 
verstehen, dass die betreffende Firma einfach eine Erlaubnis 
zur Ausübung ihrer geschäftlichen Tätigkeit erhält, diese selbst 
aber keiner Kontrolle unterstellt ist. Ein solches Verfahren 
wäre wertlos und es lohnte sich nicht einen Augenblick, darüber 
zu reden. Sinn und Wirkung im Interesse der Wirtschafts- 
bewegung erhält das Postulat der Arbeiterschaft erst dann, wenn 
durch das Mittel der Konzessionierung eine Regelung der Pro- 
duktion und der Preisgestaltung herbeigeführt wird. Will der 
Staat Ordnung schaffen, so muss er den Umfang des Handels 
und der Produktion und die Faktoren der Preisbildung kennen. 
Heute ist er auf die Behauptungen und willkürlichen Berech- 
nungen der Fabrikanten und Händler angewiesen. Ein wirk- 
liches Bild wird er sich erst machen können, wenn er Einblick 
in die Geschäftsbücher erhält. Dann ist er sowohl in der Lage, 
die Preise zu kontrollieren, als bestimmte Vorschriften über ihre 
Art und ihren Umfang aufzustellen. 

Ob bei einer solchen Kontrolltätigkeit des Staates der Weg 
dann weiter zur Verstaatlichung gewisser Wirtschaftsgebiete 
führen wird, das ist eine Frage für sich und heute nicht weiter 
zu verfolgen. Für den Augenblick aber hat das Schweizervolk 
ein Recht, zu verlangen, dass endlich die Skandale der grossen 
Kriegsgewinne und die jetzt staatlich zulässige Bewucherung 
der Darbenden aufhören und zu diesem Zwecke jene Sicherungs- 
massnahmen getroffen werden, die Erfolg versprechen. Aus 
diesem Grunde hat der Basler Arbeiterkongress sein Postulat 
formuliert. Es reicht in seiner Bedeutung weit über die engern 
Interessen der Arbeiterschaft hinaus, und seine Verwirklichung 
ist eine Lebensnotwendigkeit.» 


Aus den Aeusserungen der «Berner Tagwacht» 
ergibt sich, dass die Anhänger des Konzessions- 
systems aus den Reihen der organisierten Arbeiter- 
schaft dieses Postulat nur im Zusammenhang mit 
einer Regelung der Produktion und der Preis- 
gestaltung verwirklichen wollen und darin nur eine 
Vorstufe zur Verstaatlichung aller oder einzelner 
Produktionszweige erblicken. Im übrigen stimmt 
der Wortführer des Oltener Komitees, trotzdem sein 
Postulat im Worlaut nicht so weit geht, mit unserer 
Auffassung überein, dass eine blosse Konzessionie- 
rung des Handels nicht genügen würde, sondern 
dass als Ergänzung auch eine Konzessionie- 
rung und Kontrolle der gesamten Pro- 
duktion erfolgen muss. 

Gegen diese unseres Erachtens doch utopischen 
Projekte haben wir hauptsächlich von zwei Gesichts- 
punkten aus Stellung zu nehmen, einmal von dem- 
jenigen der praktischen Durchführbarkeit aus, 
sodann vom Standpunkte der genossenschaft- 
lichen Tätigkeit. 

Wir hegen grosse Zweifel, ob es staatlichen 
Organen möglich sein wird, den Erstellpreis aller 
Fabrikate in den verschiedenen Stadien der Zir- 
kulation bis zum Detaillisten genau berechnen und 
sodann einen gerechten Preis erstellen zu können. 
Bezüglich der technischen Ausführbarkeit ist es 
schon zweifelhaft, ob der Staat in der notwendiger- 
weise doch kurzen Frist — die, wenn ein unmittelbar 
praktisches Resultat erzielt werden soll, eingehalten 
werden muss — die nötigen technisch gebildeten 
Kräfte finden könnte. Sodann zweifeln wir daran, 
dass eine‘ genaue Preiskontrolle zu übereinstimmen- 
den Resultaten gelangen würde, sondern glauben, 
dass sehr differierende Erstellpreise sich ergeben 
würden. Die der Preisbildung zugrunde liegenden 


Faktoren sind unmöglich in allen Einzelbetrieben 
gleich: die eine Fabrik ist vielleicht abgeschrieben, 
die andere nicht; die eine hat bessere, die andere 
schlechtere Arbeitsbedingungen; die eine verfügt 
noch über billige, die andere über teurere Rohstoffe; 
die eine hat moderne, arbeitsparende Maschinen, die 
andere nicht; die eine hat genügend Eigenkapital, die 
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andere muss teuer zu verzinsendes Bankkapital in 
Anspruch nehmen; die Qualität der verwendeten 
Roh- und Hilfsstoffe kann auch nicht gleich sein bei 
allen Fabrikaten, und so gibt es noch eine grosse 
Zahl von verschiedenen Faktoren, die bei einer 
gerechten Preisfestsetzung berücksichtigt werden 
müssen, die bald dem Ermessen des Fabrikanten und 
auch des Kontrollbeamten grösseren oder kleineren 
Spielraum lassen, bald gar keinen. All das wirkt be- 
stimmend auf den Erstellpreis jeder einzelnen Fabrik 
ein, so dass die Erstellpreise, wenn sie gerecht sein 
sollen, verschieden hoch bewilligt werden müssen 
oder, falls ein allgemeiner Durchschnittspreis vor- 
geschrieben werden soll, dadurch unerwünschte 
Folgen eintreten könnten. Bewilligt man ungleiche 
Erstellungspreise für ungefähr das gleich qualifizierte 
Fabrikat, so sind diejenigen Konsumenten, die vom 
billigen Fabrikat kaufen können, bevorzugt, ausser 
man müsste einen Ausgleich durch Monopolisierung 
des gesamten Handels in einer Hand, die dann selbst 
den Preisausgleich vornehmen würde, anstreben. 
Im Falle iedoch eines vorgeschriebenen Durch- 
schnittspreises würden immer noch gewisse Fabri- 
kanten grosse Gewinne machen können und andere 
verlustbringend arbeiten und dadurch eventuell zur 
Aufgabe der Fabrikation gezwungen. Wie man sieht, 
ist diese Produktions- und Preisregelung eine sehr 
schwierige und tief in die Produktionsverhältnisse 
einschneidende Frage. Sie würde je nachdem eine 
Umwälzung unserer gesamten Industrie, und zwar 
in revolutionärer Weise zur Folge haben, während 
man doch in all diesen Fällen auf dem Wege der 
Evolution,der langsameren aber stetigen organischen 
Entwicklung, vorgehen sollte. 

Sodann fällt für uns wesentlich in Betracht, dass 
bei dem vorerwähnten Postulate des Oltener Aktions- 
komitees auf die Selbsthilfeorgane der Verbraucher 
keine Rücksicht genommen wird; letztere sollen 
mehr oder weniger ausgeschaltet werden, während 
unseres Erachtens gerade diese Kräfte in erster Linie 
berufen und geeignet sind, den heutigen, von niemand 
geleugneten Misständen in unserem Versorgungs- 
system abzuhelfen. Ihnen sollte zuerst Gelegenheit 
geboten werden, die ihnen innewohnenden eigenen 
Kräfte zu entwickeln und im Interesse der Gesamt- 
heit zu gebrauchen, bevor man solche neue Wege, 
von denen man nicht wissen kann, ob sie zum Ziele 
führen, einschlägt. 

Allerdings ist zuzugeben, dass auch die von uns 
in Vorschlag gebrachte Lösung starke Gegnerschaft 
finden wird; vielleicht ist das Oltener Aktionskomitee 
zu seinem radikalen Vorschlag gelangt, weil es die 
Widerstände gegen die von uns geforderte Lösung als 
schwieriger zu überwinden erachtet als die seinem 
Postulate entgegenstehende Opposition. Diese Auf- 
fassung mag vielleicht zutreffen, denn wie wir mass- 
gebende Vertreter des heutigen Profitsystems in 
Handel und Produktion kennen, würden viele der- 
selben, wenn man sie vor die Wahl stellen würde, 
dass an ihrer Stelle oder neben ihnen Betriebe der 
Zwangsgenossenschaft des Staates oder der freien 
Genossenschaft der Verbraucher wirken sollten, der 
staatlichen Zwangswirtschaft den Vorzug geben, 
weil sie solche für ihr Profitsystem als weniger ge- 
fährlich erachten als die freien Wirtschaftsgenossen- 
schaften. Dass die von uns befürchteten Widerstände 
auch in andern Kreisen als unüberwindlich betrachtet 
werden, scheint uns auch aus dem in Nummer 35 des 
«Schweiz. Konsum-Vereins» abgedruckten Artikel 
der «Züricher Post» hervorzugehen, sonst hätte 
dessen Verfasser, der doch über einige Kenntnis des 
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heutigen Wirtschaftssystems und der heutigen Unter- 
nehmungsformen verfügen muss, seiner Behauptung: 
«Nurein Mittelkann uunsvondieser ge- 
schäftlichen Gewissenlosigkeit er- 
lösen», nicht die Antwort geben können: «dieses 
Mittel besteht in der Einführung der Konzessions- 
pflicht... und Bedürfnisklausel», sondern er hätte 
wie wir erklären sollen: «Dieses Mittel ist 
die Uebertragung der Warenvertei- 
lung und soweit angängig auch der 
Warenherstellungandieorganisierten 


Konsumentem. 


Ueber allen Wipfeln ist Ruh! 


Schnell eilen die Tage dahin, aber es werden 
sich doch noch viele Schweizer erinnern, was für 
eine Gefahr unser Schweizerland dieses Frühjahr 
bedrohte, als der Antrag des Volkswirtschaftsdepar- 
tements, die Milchpreiserhöhung von 7 Rappen auf 
die Bundeskasse zu übernehmen, von der Mehrheit 
des Bundesrates aus «prinzipiellen» Gründen abge- 
lehnt wurde. Die Bundesversammlung musste 
ausserordentlicherweise einberufen werden, und 
doch gelang es dem erfindungsreichen Ständerat 
Wettstein, durch die Fiktion der Gewährung einer 
«Produktionsprämie» einen Kompromiss auf einen 
kleinen Bundesbeitrag zustande zu bringen und die 
drohende Gefahr zu beschwören. 

Schreiber dies hat damals im Nationalrat diesen 
Kompromiss nicht mitgemacht, da er das, was eine 
Herauslockungsprämie und nicht eine Pr o- 
duktionsprämie sei, nicht als Produktionsprämie 
anerkennen könne und da eine prinzipielle Entschei- 
dung darüber, ob der Bund Beiträge für die all- 
gemeine Verbilligung von Lebensmitteln leisten 
solle resp. dürfe oder nicht, notwendig sei, weil sich 
die Frage der Bewilligung solcher Beiträge bald 
wieder aufdrängen werde und die gleiche Streitirage 
wieder entstehe, wenn die Bundesversammlung 
diesmal keine allgemeine Wegleitung gebe. Diese 
Ansicht ist zwar damals unterlegen; heute hat sich 
die gleiche Frage wieder aufgedrängt, ist aber nun 
diesmal in der vom Volkswirtschaftsdepartement 
ursprünglich eingeschlagenen Richtung entschieden 
worden: die dreiFranken Prämie pro 100 Kilo 
für Mehrablieferung von Kartoffeln, die jedenfalls 
kein Mensch mehr anders als Herauslockungs- 
prämie bezeichnen kann, sind vom Bundesrat 
ohne jegliche Opposition bewilligt worden und — im 
ganzenBlätterwald, der im Frühjahr gegen 
das «kommunistische» Projekt Schulthess Stellung 
nahm, ist diesmal Ruhe! Da sonst Prinzipien Prin- 
zipien bleiben, ob es sich um Milch oder Kartoffeln 
handelt, ob ein kommunistisches Experiment im 
Frühjahr oder Herbst verbrochen wird, scheint es, 
dass im Frühjahr doch etwas anderes in Frage stand 
als ein Prinzip. Oder sollte diesmal die Regie den 
richtigen Augenblick verpasst haben? Sch. 


a 
Freie Bahn der Konsumentenorganisation! 


Ein Gegenvorschlag gegen die Ausdehnung 
des Konzessionssystems. 


Sch. Nachdem wir in drei Artikeln die Be- 
denken, die von unserm Standpunkte aus gegen die 
weitere Ausdehnung des Konzessionssystems er- 
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hoben werden müssen, bekannt gegeben und darauf 
hingewiesen haben, dass unseres Erachtens die Be- 
seitigung der allmählich gegenüber den Selbsthilfe- 
organisationen der Verbraucher errichteten Schran- 
ken dem ganzen Konzessionssystem vorzuziehen sei, 
bleibt uns noch übrig, diese Auffassung eingehender 
zu begründen. 

Dem Konzessionssystem wird von dessen un- 
interessierten Anhängern deshalb gerufen, weil: «im 
System des freien Handels gewissenlose preistreibe- 
rische Manipulationen überhand genommen haben 
und nicht verhindert werden konnten». Diese Kritik 
der Auswüchse des freien Handels mag durchaus 
berechtigt sein, wobei wir immerhin etwelche 
Zweifel daran hegen, ob in Friedenszeiten nicht die 
heutigen Anhänger des Konzessionssystems den 
freien Handel unsern Angriffen und Feststellungen 
gegenüber in Schutz genommen haben oder hätten. 
Unsere prinzipielle Haltung den Profittendenzen 
des freien Handels gegenüber war von jeher die 
gleiche wie heute. Wir haben schon vor dem Welt- 
kriege je und je die Notwendigkeit der genossen- 
schaftlichen Selbsthilfe gegenüber den unzähmbaren 
Profittendenzen des privaten Handels vertreten und 
sind wegen dieser unserer Haltung regelmässig auch 
aus Bevölkerungskreisen angegriffen worden, die 
heute zum Teil dem Konzessionssystem als dem 
Retter in der Not rufen. So haben wir erst in den 
letzten Tagen in den «Basler Nachrichten», dem her- 
vorragendsten Pressorgan derjenigen schweizeri- 
schen Partei, die allein offen und ehrlich die Förde- 
rung der Individualwirtschaft gegenüber der Ge- 
meinwirtschaft auf ihr Programm genommen hat, 
einen Mahnruf gelesen: «es möchte doch mehr das 
Solidaritätsgefühl, als die Absicht, Gewinne zu er- 
ielen, im wirtschaftlichen Leben dieser schwierigen 
Zeiten wegleitend werden!» 

Wenn die Hauptursache der Uebelstände, die 
dem Konzessionssystem rufen, gerade in dem unge- 
zügelten Gewinnstreben des Profithandels zu suchen 
ist, so muss das Heilmittel konsequenterweise in der 
Beseitigung des Profitsystems im Handel liegen und 
nicht im Konzessionssystem. Der Profithandel wird 
nämlich, auch wenn er konzessioniert wird, nicht 
zum sozialen Handel, sondern seine treibende Kraft 
ist und bleibt trotz aller Konzessionsvorschriften die 
Gewinnsucht. Wer also, wie die erwähnten An- 
hänger des Konzessionssystems dies richtig tun, die 
zu bekämpfenden Misstände auf die 
Gewinnsucht des privaten Handels 
zurückführt,musskonsequenterweise 
nicht dem Konzessionshandel, son- 
derndem ohne Gewinnabsicht arbei- 
tendensozialen Handelrufen. Und wenn 
die erwähnten Freunde des Konzessionssystems die 
Entwicklung, welche die Versorgung der Schweiz 
seit Kriegsausbruch genommen hat, sich genau 
überlegen und prüfen, welche Träger des 
Handelsmissbräuchliche Ausnutzung 
der Lage sichhaben zuschulden kom- 
menlassen,sowerdensieunterdiesen 
Schädlingen vielleicht eine grosse Zahl von 
Vertretern des Profithandels, jedoch keine Un- 
ternehmungen der genossenschaft- 
lichen Selbsthilfe der Verbraucher 
finden! Von dieser Tatsache hätten sie aus- 
gehen und deshalb zur Forderung der Beseitigung 
des Profithandels und dessen Ersetzung durch den 
sozialen Handel der Verbraucher gelangen müssen. 
Sie hätten sich dann allerdings vielleicht auch sagen 
müssen, dass diese Forderung nicht auf einmal rest- 
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los sich verwirklichen lasse, aber dass, wenn nicht 
das Ganze, so doch wenigstens sofort ein Teil ihrer 
Forderungen verwirklicht werden kann. 

Hier wird man uns nun einwenden, dass ja in 
den vier Jahren seit Kriegsausbruch die erwähnten 
Misstände trotz Bestehens der Konsumentenorgani- 
sationen sich hätten entwickeln können und dass 
daraus gerade der gegenteilige Schluss gezogen 
werden müsse, dass nämlich auch die Konsumenten- 
organisation ein unzulängliches Mittel darstellt. Wer 
jedoch so urteilen wollte, würde dartun, dass er die 
Verhältnisse doch nicht genau kennt und von den 
Erschwerungen, die durch private und amtliche Ak- 
tionen der Entwicklung der Konsumentenorganisa- 
tionen gesetzt wurden, nichts weiss. Dass jedoch 
trotz den erwähnten Hindernissen die Versorgungs- 
verhältnisse der Schweiz nicht noch schlimmer ge- 
worden sind, als sie tatsächlich sind, ist doch diesem 
beschränkten Wirken der Konsumvereine zuzu- 
schreiben, und wenn der Prophet in seinem Vater- 
lande nichts gelten sollte, so wird die Betätigung 
unserer Organisation doch oft im Auslande sehr an- 
erkannt. So hat am 5. September unser berühmter 
Landsmann, der bekannte Ernährungsphysiologe 
Prof Dr. Abderhalden aus Halle, auf Veran- 
lassung des Basler Kriegsfürsorgeamtes im Basler 
Bernoullianum über das Thema «Ernährungsfrage 
und Erhaltung der Volkskraft in Deutschland» einen 
Vortrag gehalten. Dabei hat er Vergleiche zwischen 
dem Stande der Ernährung in Deutschland und in 
der Schweiz gezogen und dabei erwähnt, dass, im 
Gegensatz zu Deutschland, in der Schweiz noch von 
keiner Unterernährung gesprochen werden könne 
und dass die in der Schweiz getroffene Organisation 
der Volksernährung nach vielen Richtungen hin ra- 
tioneller sei, als wie in Deutschland. Dabei hat er 
u. a. auch bemerkt, «zur Erleichterung der 
OrganisationdürftedasBestehendes 
Verbands schweiz. Konsumvereine, 
dessen Organisation vorbildlich sei, 
viel beigetragen haben», oder wie ein 
anderer Zeitungsberichterstatter mitteilt: «In der 
Schweiz bewundert der Vortragende 
besonders die Organisation des Ver- 
bands schweiz. Konsumvereine». 

Was hier Herr Prof. Abderhalden ausgeführt hat 
und jeder, der einen Einblick in die Verhältnisse hat, 
unumwunden bestätigen muss, haben wir natürlich 
von jeher vertreten. Wir haben z. B. bereits im 
Jahresbericht des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine pro 1915, ohne dass dieser Feststellung 
widersprochen werden konnte, die Behauptung 
aufgestellt, dass einsichtige Staatsmänner nun ein- 
gesehen hätten, «wie spielend leicht sich 
eingrosser Teilderheutesoschwierig 
durchzuführenden wirtschaftlichen 
Massnahmenhättedurchführen lassen, 
wenn unsere Organisation nicht nur 
einen zwar erheblichen Teil der 
Schweizerbevölkerung, sondern die 
GesamtheitderschweizerischenEin- 
wohnerschaft umfassen würde, wie 
dann auch die meisten Eingriffe in 
diePrivatwirtschaftsichhättenver- 
meidenlassen.» 

Anderseits ist nun zuzugeben, dass seither ein 
grösserer Mangel an Nahrungsmitteln und son- 


stigen Bedarfsartikeln in der Schweiz eingetreten 
ist und dass der durch die Kriegsverhältnisse be- 
dingte wirkliche — nicht der künstlich herbei- 
geführte — Mangel an Waren auch durch die 
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Verbrauchergenossenschaften in seinen Wirkungen 
nur etwas gemildert, aber nicht ganz beseitigt 
werden kann. Dagegen bleibt immer noch zutref- 
fend, dass die Hauptmisstände, die im Verteilungs- 
system zwischen Produzent und Konsument sich 
einschleichen konnten, durch die vorwiegende Mit- 
wirkung der Verbraucherorganisation sich hätten 
beseitigen lassen und voraussichtlich wieder be- 
seitigen lassen werden. 

Leider hat, wie bereits erwähnt, die Entwicklung 
der Verbraucherorganisationen seit Kriegsausbruch 
in der Schweiz nicht so vor sich gehen können, wie 
es der Not der Zeit entsprochen hätte, da unsere Be- 
wegung ursprünglich, einerseits weniger wegen 
Warenmangel als wegen Rücksichtnahme auf den 
Profithandel resp. die bestehenden Unternehmungs- 
formen, anderseits durch Bevorzugung pseudo- 
staatssozialistischer Bestrebungen gewisser eid- 
genössischer, kantonaler und kommunaler Stellen 
in ein Prokrustesbett gezwungen wurde. Dadurch 
wurde die durch die Verhältnisse naturnotwendig 
gegebene Entwicklungsmöglichkeit der Verbraucher- 
organisation beeinträchtigt. Hätten wir seit Kriegs- 
ausbruch die gleiche Bewegungsfreiheit uns erhalten 
können wie im Frieden, was ohne die erwähnten 
amtlichen und halbamtlichen Einschränkungsmass- 
nahmen der Fall gewesen wäre, so hätte sich unsere 
Bewegung voraussichtlich an Mitgliederzahl ver- 
doppeln, an Umsatz vielleicht verdrei- und vervier- 
fachen können. 

Bei der wenig freundlichen Haltung, welche 
kleine aber einflussreiche Interessentenkreise vor 
dem Kriege unserer Bewegung gegenüber ein- 
genommen hatten, und bei dem starken Einfluss, den 
nicht mehr private Wirtschaftsunternehmungen, son- 
dern Behörden und amtliche Stellen auf die Waren- 
-Beschaffung, -Belieferung und -Verteilung erlangten, 
stand bei Ausbruch des Krieges die Gefahr nahe, dass 
bei diesen Amtsstellen, deren Amtshandlungen natür- 
lich ein gewisses freies Ermessen zuliessen und sogar 
voraussetzten, der unserer Bewegung feindlich ge- 
sinnte Einfluss sich Geltung verschaffen könnte; 
deshalb mussten wir zufrieden sein und schon das als 
eine Errungenschaft betrachten, dass wir seit Kriegs- 
ausbruch von diesen Wirtschaftsstellen aus nicht 
schlechter behandelt wurden als die Unternehmungen 
des Profithandels. Das war auch tatsächlich der 
Fall; wir müssen anerkennen — einige 
Ausnahmen nach beiden Seiten bestätigen nur die 
Regel — dass man uns rein formell 
mit Wissen nicht schlechter hat be- 


handeln wollen und behandelt hat, 
als auf Profit gestellte Unterneh- 
mungen und Handelsbetriebe. Da- 


gegen schloss tatsächlich die formell zugesicherte 
und eingeräumte Gleichbehandlung mit 
den Betrieben des Profithandelseine 
Zurücksetzung und eine Beeinträch- 
tigung unserer Entwicklung in sich, 
und zwar deshalb, weil unsere Bewegung, die seit 
Jahren immer an Mitgliedern und demgemäss an 
Umsatz zugenommen hat und im Gegensatz zu den 
meisten Betrieben des Profithandels weiterhin Jahr 
für Jahr eine Zunahme zu gewärtigen hatte, in einer 
Zeit künstlich zurückgehalten wurde, wo solche, die 
Gunst der Zeitverhältnisse ausnützend, statt in arith- 
metischer sogar in geometrischer Progression sich 
hätte entwickeln können. 

Sobald die Waren anfingen knapp zu werden, sei 
es infolge Zurückgehens der Produktion, infolge von 
Importschwierigkeiten oder infolge Beschränkung 
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der zulässigen Einfuhrmengen durch die S.S.S. und 
die deutsche Treuhandstelle, wurde uns und unsern 
Verbandsvereinen im allgemeinen Waren nur in 
einer Menge zugewiesen, die auf einem zum Teil 
längere Zeit vor dem Weltkriege erzielten Durch- 
schnittsumsatz beruhte. Wenn z. B. zur Grundlage 
der dem Verband zuzuteilenden Kontingente u. a. 
auch das Jahr 1911 mit seinem Umsatz von 32 Mil- 
lionen Franken herangezogen wird, der schon vor 
dem Kriege erheblich überholt war, so kann jeder 
unbefangene Beurteiler schon aus dieser Tatsache 
einen Schluss darauf ziehen, wie beinahe unmöglich 
es dem Verband schweiz. Konsumvereine wurde, 
eine stets grösser werdende Zahl von Verbands- 
vereinen und deren Mitglieder zu beliefern. Die in 
den schweizerischen Verkehr gelangende Waren- 
menge, bei deren Vermittlung das Gewinnmotiv von 
vornherein als ausgeschlossen erachtet werden 
konnte, ist demgemäss von Anfang an eng umgrenzt 
worden; sie bildete von Anfang an nur einen relativ 
kleinen Teil des Ganzen, der nicht grösser 
werden durfte, um die früheren Vermittler 
dieses Umsatzes nicht zu schädigen. Der ganze Rest 
blieb den Vertretern des Profithandels zur allerdings 
auch hie und da durch amtliche Vorschriften be- 
schränkten Ausnutzung übrig. Das Prinzip, den vor 
dem Krieg existierenden Besitzstand durch Mass- 
nahmen der amtlichen und halbamtlichen Kriegs- 
wirtschaft nicht beeinträchtigen zu lassen, hat in der 
Praxis ins Gegenteil umgeschlagen; dieser Besitz- 
stand ist über das gebotene Mass hinaus eines 
Schutzes teilhaftig geworden gegenüber der natür- 
lichen ökonomischen Entwicklung, der ihm im 
Frieden nicht hätte gewährt werden können, und die 
Leidtragenden dabei sind sowohl die organisierten 
wie die unorganisierten Konsumenten. 

Nun wird man allerdings fragen können, warum 
haben die Vertreter der Konsumenten so lange sich 
mit diesem System abgefunden und keine ernst- 
licheren Schritte zu dessen Aenderung getan? Da ist 
darauf hinzuweisen, dass man ja allgemein seit Aus- 
bruch des Krieges immer mit einer relativ be- 
schränkten Kriegsdauer rechnete, immer hoffte, dass 
der Krieg vielleicht noch höchstens einige Monate 
dauern werde, und dass man wegen der bloss vor- 
übergehenden Dauer der Einschränkungen sich mit 
denselben abfinden könne. Es sei immerhin erwähnt, 
dass die geschäftsführenden Behörden des Verbands 
schweiz. Konsumvereine schon vor geraumer Zeit 
und zu wiederholten Malen auf die Ungerechtigkeit, 
die das angenommene System für unsere Bewegung 
speziell bezüglich der Zuteilung der Importkontin- 
gente mit sich bringt, hingewiesen hat, jedoch ohne 
Erfolg. So haben wir je auch vergeblich die über- 
handnehmende Tendenz, öffentliche Verwaltungs- 
körper (Bund, Kantone und Gemeinden) zu Trägern 
der eigentlichen Warenvermittlung zu machen, Stel- 
lung genommen; wir haben dies getan, weil wir vor- 
aussehen mussten, dass nicht nur eine in organischer 
Entwicklung sich befindliche Bewegung durch diese 
doch nur vorübergehenden Massnahmen künstlich 
zurückgebunden und geschädigt werden müsse, 
sondern dass auch die staatlichen Verwaltungsorgane 
zu der Abwicklung solcher kaufmännischer Trans- 
aktionen weniger geeignet seien, als die Vertreter 
der freien genossenschaftlichen Betätigung. 

Die Versorgungsverhältnisse der Schweiz haben 
sich nun sukzessive so verschlechtert, dass man all- 
gemein mit dem bisher befolgten Verteilungssystem 
unzufrieden ist, was sich dadurch zeigt, dass einer- 
seits von verschiedenen Ausgangspunkten aus die 
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amtliche Konzessionierung des gesamten privaten 
Handels in Anregung gebracht wird, und dass ander- 
seits das gesamte schweizerische Ernährungswesen 
unter eine einheitliche Leitung, die beim bisherigen 
System in keiner Weise mitgewirkt hat und gebunden 
ist, gestellt werden soll. 

Auch wir glauben, dass eine radikale System- 
änderung nun angezeigt ist und glauben, dass jetzt 
der Moment da ist, die künstlich der Entwicklung 
der Konsumentenorganisationen gesetzten Schranken 
nun radikal zu beseitigen und zwar in der Weise, 
dass bei allen Massnahmen der eidgenössischen, kan- 
tonalen und kommunalen Wirtschaftsstellen der 
Grundsatz wegleitend sein soll, dass 
innerhalb der bereits bestehenden oder noch zu ge- 
wärtigenden Rationierungs- und Kontingentierungs- 
vorschriftendenfreienGenossenschaften 
der Verbraucher inallererster Linie 
diejenigen Warenmengen zur Verfü- 
gung gestelltwerdensollen, derensie 
bedürfen, und dass fernerhin nicht der vor dem 
Kriege erzielte Umsatz als Masstab der Zuteilung 
beibehalten werde. Diese Lösung ist so einfach wie 
das Ei des Kolumbus, schliesst in keiner Weise eine 
unzulässige Begünstigung der Konsumentenorgani- 
sationen in sich, sondern ist nur eine Konsequenz des 
Grundsatzes, dass alle Produktion und alle Handels- 
tätigkeit schliesslich nach des Konsumenten und nicht 
nach des Produzenten und des Händlers Willen ge- 
schieht, und dass in der heutigen Zeit in erster Linie 
die Interessen der Verbraucher und nicht diejenigen 
der Produzenten und des Profithandels einer Berück- 
sichtigung durch die öffentliche Verwaltung bedürfen. 

Die Folge der von uns verlangten Massnahme 
wird natürlich die sein, dass der freien Nach- 
frage resp. der innerhalb der Rationierung der 
einzelnen Konsumenten erfolgenden Nachfrage an 
den Betriebsstellen der Konsumentenorganisationen 
jederzeit entsprochen werden kann. Dadurch wird 
voraussichtlich der Umsatz der einzelnen Mitglieder 
bei ihren Genossenschaften sich steigern; es kann 
auch der Nachfrage neu eintretender Genossen- 
schafter entsprochen werden, und schliesslich können 
auch neu sich gründende Konsumentenorganisationen 
für deren Entstehung die heutigen Vorschriften ein 
grosses Hindernis bilden, ihre Tätigkeit aufnehmen 
und von den amtlichen Wirtschaftsstellen beliefert 
werden. Wir verlangen also keinerlei 
Begünstigung oder materielle Unter- 
stützungseitensderöffentlichen Ver- 
waltung. Zwar liesse sich eine solche Begünsti- 
gung vom Standpunkte des öffentlichen Wohles aus 
wohl rechtfertigen, und es haben Länder, in denen 
die Nahrungsmittelversorgung noch lange nicht so 
erschwert ist wie in der Schweiz, da sie immerhin 
freien Zugang zum Meere besitzen, schon vor ge- 
raumer Zeit, teils auch erst in den letzten Tagen, 
den Verbrauchsorganisationen amtliche Förderung 
zukommen lassen oder ins Auge gefasst. Bekannt 
ist, dass nFrankreich die vor dem Kriege ver- 
hältnismässig schwachen und von amtswegen sehr 
stiefmütterlich behandelten Konsumgenossenschaften 
von kommunalen (Paris), militärischen (Militärkon- 
sumvereine) und zentralen Behörden (Munitions- 
ministerium) in weitgehender Weise zur Mitwirkung 
herangezogen wurden, dass sie zur Gründung ge- 
nossenschaftlicher Institutionen direkt aufgefordert 
wurden und dass, abgesehen von speziellen Subven- 
tionen für die hier erwähnten Betriebe, auch ein 
Kredit von mehreren Millionen Franken für die all- 
gemeine Förderung der Konsumvereine ausgesetzt 
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worden ist, und im Verhandlungsbericht des Zentral- 
vorstandes des französischen Konsumvereinsver- 
bandes vom 25. August 1918 finden wir einen Bericht 
des Sekretärs Poisson, der über eine Verhandlung 
mit demChef des Lebensmittelministeriums folgendes 
mitteilt: «Der Lebensmittelminister 
wünscht im Einverständnis mit dem Minister- 
präsidenten Cleömenceau die Gründung und 
Organisation genossenschaftlicher 
Betriebe zu fördern, seien es Konsumvereine 
in den befreiten Gegenden, seien es öffentliche ge- 
nossenschaftliche Restaurants in den grossen 
Städten, moderne Genossenschaftsschlächtereien 
oder Genossenschaftsbäckereien in der Form von 
Grossbetrieben.» Dass in Frankreich während des 
Krieges auch eine Aenderung der bisherigen Steuer- 
praxis in bezug auf die Steuerpflicht der Rückver- 
gütungen im Sinne der nunmehrigen Steuerfreiheit 
der letztern erfolgt ist, sei nur nebenbei erwähnt. 
Aus Italien wird berichtet, «dass der einfluss- 
reiche Schatzminister Nitti die bevorstehende 
Gründung grosser Konsumvereine angekündigt hat, 
die durch staatliche Funktionäre geleitet werden 
sollen. Die Regierung werde diesen grossen Kon- 
sumvereinen alle wichtigen Lebensmittel zur Ver- 
fügung stellen, nachdem sie solche, sei es durch Ein- 
kauf im Ausland, sei es durch Requisition im Inland, 
sich verschafft habe.» Es ist einleuchtend, dass man 
sowohl in Italien wie in Frankreich, veranlasst einer- 
seits durch die Missbräuche, die der freie Profit- 
handel mit seiner heutigen Machtstellung getrieben, 
anderseits durch das Versagen der improvisierten 
ganz- oder halbstaatlichen Monopolbetriebe, zu dieser 
Begünstigung der Konsumvereine gelangt ist, nach- 
dem man eingesehen hat, dass die den beiden andern 
Verteilungskörpern anhaftenden Fehler (übertriebene 
Gewinnsucht auf einer, bureaukratische Schwer- 
fälligkeit auf der andern Seite), bei der freien Orga- 
nisation der Verbraucher ausgeschlossen seien. 

Mit diesem unserm Begehren beanspruchen wir 
auch in keiner Weise etwa eine Bevorzugung des 
Verbandes schweiz. Konsumvereine resp. der in ihm 
organisierten Genossenschaften, sondern wir er- 
klären uns zum vorneherein damit einverstanden, 
dass der Grundsatz der vorzugsweisen Belieferung 
der Konsumentenorganisationen sich auf alle wirt- 
schaftlichen Vereinigungen von Konsumenten be- 
ziehen soll, gehören sie nın dem Verband schweiz. 
Konsumvereine, dem Verband ostschweiz. landwirt- 
schaftlicher Konsumvereine, der «Konkordia» oder 
den weiteren landwirtschaftlichen Bezugsgenossen- 
schaften und deren Verbänden an. Natürlich sollen 
alle Waren, die durch solche Organisationen an den 
letzten Verbraucher gelangen können, in erster Linie 
den letztern zugewiesen werden. Soweit dies nicht 
der Fall ist, sollen auch die Bezugsgenossenschaften 
der technischen Verbraucher angemessen berück- 
sichtigt werden, immerhin in dem Sinne, dass die 
Organisationen der letzten Verbraucher für den per- 
sönlichen Konsum unter allen Umständen den Vor- 
rang haben sollen. Eine solche Regelung würde dann 
voraussichtlich auch zur Folge haben, dass sich wäh- 
rend des Krieges und während der voraussichtlich ja 
längere Zeit dauernden Uebergangswirtschaft diese 
Verbraucherorganisationen und deren Verbände in 
einen losern oder engern Zusammenschluss finden 
würden, was sowohl eine gemeinsame Vertretung 
ihrer Interessen gegenüber den verschiedenen Mo- 
nopolstellen, wie auch eine Erleichterung der Arbeit 
der kantonalen Stellen zur Folge haben würde. 


Da alle diese Verbraucherorganisationen unseres 


No. 37 


Wissens jedermann ohne erschwerende Bestim- 
mungen als Mitglieder aufnehmen, wäre auch den 
bisher aussenstehenden Bevölkerungskreisen die 
Möglichkeit des Beitrittes zu diesen Genossen- 
schaften gegeben, und es könnten von keiner Seite 
gegen die vorgeschlagene Regelung mit Recht 
Einwendungen erhoben werden. Die von uns be- 
anspruchte Regelung ginge nicht einmal so weit wie 
die schon mehrere Jahre (ohne dass die Anhänger 
der Wirtschaftsfreiheit dagegen Stellung genommen 
hätten) bestehende amtliche Bevorzugung der den 
Produzentenmilchverbänden angeschlossenen Mol- 
kereigenossenschaften. 

Mit einer solchen Regelung wäre wenigstens die 
eine Seite der Frage, die Verteilungsfrage 
in einwandfreier Weise gelöst; die Möglichkeit, un- 
gemessene Gewinne aus der Not der Bevölkerung zu 
ziehen, wäre damit beseitigt, und dann würde auch 
ein grosser Teil der in weiten Kreisen angesammelten 
Unzufriedenheit, die sich sonst gelegentlich einmal 
explosionsweise Luft machen könnte, beseitigt. Denn 
es ist nicht zu vergessen, dass Not und Entbehrungen 
viel leichter getragen werden, wenn man weiss, dass 
solche nicht abzuwenden waren und sind, dass alle 
Bevölkerungskreise gleichmässig dadurch betroffen 
werden, und dass auf jeden Fall die Not weiter Be- 
völkerungskreise nicht von gewissenlosen Kriegs- 
gewinnlern ausgenützt werden kann, resp. aus- 
genützt worden ist. 

Ob und wie weit ein solcher Zusammenschluss 
der Konsumenten auch eine Einwirkung auf die den 
Produzenten zu gewährenden Preise haben wird, ob 
dann nicht die Produktion mehr in den Dienst der 
Verbraucherorganisationen gestellt werden kann, ist 
eine Frage, die wir heute nicht weiter untersuchen 
und beantworten können. Dass dagegen den Miss- 
ständen, die durch die Konsumenten selber mittels 
ungesunder Preisangebote und Preisüberbietung her- 
vorgerufen werden, auf diesem Wege ebenfalls ab- 
geholfen werden könnte, dürfte wohl nicht zu be- 
streiten sein. 

Da, wie bereits erwähnt, eine Neuregelung der 
gesamten schweizerischen Versorgungswirtschaft 
zurzeit in Frage steht, wird die Verwaltungskom- 
mission des Verbandes schweiz. Konsumvereine 
demnächst an den Bundesrat und die anderen in 
Betracht kommende Stellen eine Eingabe im Sinne 
der vorstehend wiedergegebenen Erwägungen 
richten, die voraussichtlich auch einer weitern 
Oeffentlichkeit zur Kenntnis gebracht werden wird. 


Volksfürsorge. 


Mit besonderer Freude hat Schreiber dies die 
Mitteilung gelesen, dass der Bundesrat der Volks- 
fürsorge die Konzession erteilt hat. 

Nun heisst es wacker für diese auf rein genossen- 
schaftlicher Grundlage aufgebaute Volksversiche- 
rung agitieren und Mitglieder werben. Jeder Ge- 
nossenschafter sollte, wenn irgend möglich, der- 
selben beitreten. Behördenmitglieder und Angestellte 
der über 400 Verbandsvereine sollten mit allen 
Kräften am Aufbau der Volksfürsorge tätig sein. 

Man darf nämlich nicht vergessen, dass die pri- 
vaten Versicherungsgesellschaften, unter denen sich 
noch sehr viele Aktiengesellschaften befinden, alle 
Hebel in Bewegung setzen werden, um gegen diese 
neue Konkurrenz ankämpfen zu können. 
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Im Jahre 1914, nachdem der Beschluss der 
Berner Delegiertenversammlung auf Gründung einer 
Volksversicherung durch die organisierten Konsu- 
menten bekannt war, haben sich die privaten Ge- 
sellschaften und speziell diejenigen, welche die so- 
genannte kleine Versicherung betreiben, 
gerührt. 

An die Vertreter, Inspektoren, Agenten etc. 
wurden Zirkulare erlassen, in welchen mit allem 
Nachdruck auf die im Entstehen begriffene Konkur- 
renz aufmerksam gemacht wurde. Generalagenten 
haben in ihrer genossenschaftlichen Rückständigkeit 
immer und bei jeder Gelegenheit der Hoffnung Aus- 
druck verliehen, dass der V.S.K. für diese Unter- 
nehmen die Konzession nicht erhalten werde. Nach- 
dem nun zum Aerger jener die Volksfürsorge ihre 
Tätigkeit hoffentlich bald beginnen kann und wird, 
kann kein Zweifel bestehen, dass mit allen Mitteln 
versucht werden wird, der Volksfürsorge das Wasser 
abzugraben. 

Deshalb ist zu hoffen, dass der Verwaltungsrat 
die Bedingungen, Tarife, Statuten etc. schnellstens 
bekannt gibt. Dann fest agitiert für die Volksfür- 
sorge! 1% 


Die Kartoffelversorgung 1918/1919. 


Ueber die definitive Regelung der Kartoffel- 
versorgung ist dieser Tage folgendes Communique& 
ausgegeben worden: 

«Kartoffelernte und Kartoffelversorgung. (Mit- 
geteilt vom schweiz. Volkswirtschaftsdepartement.) 
Nach den umfassenden Erhebungen wird die dies- 
jährige Kartoffelernte im Durchschnitt, 
vereinzelte begünstigte Gebiete ausgenommen, nicht 
unwesentlich unter einem Mittelertrag 
bleiben. Die Kartofifelkulturen haben in einzelnen 


"Gegenden insbesondere durch Spätfröste im Juni und 


noch mehr unter der anhaltenden Trockenheit ge- 
litten. Nach eingehenden Beratungen mit der eid- 
genössischen” Kommission und mit Vertretern der 
kantonalen Zentralstellen für Kartoffelversorgung hat 
das schweiz. Volkswirtschaftsdepartement durch 
einen am 6. September 1918 in Kraft tretenden Er- 
lass die bereits bestehende Verfügung über die Kar- 
toffelversorgung vom 17. Juni 1918 ergänzt. 
Danach hat der Produzent pro Are ab- 
lieferungspflichtiger Anbaufläche 90 Kilo gesunde 
erlesene Speise- und Saatkartoffeln nach den An- 
ordnungen der Gemeindekartoffelstellen abzu- 
liefern. Nachgewiesene durchschnittliche Minder- 
erträge werden auf der den ablieferungspflichtigen 
Produzenten als Selbstversorgern überlassenen 
Fläche von zwei Aren pro Person in Anrechnung ge- 
bracht, so dass die gegebenenfalls abzuliefernde 
Menge entsprechend herabgesetzt wird. Der Produ- 
zent, der seine Ablieferungspflicht in vollem Masse 
erfüllt hat, kann verbleibende Ertragsüberschüsse 
als Nahrungsmittel im eigenen Haushalt und für 
einen allfälligen Mehranbau im Frühjahr 1919 ver- 
wenden. Im weitern darf er davon für in seinem 
Betriebe regelmässig mitarbeitende Angestellte, ein- 
schliesslich Taglöhner, die sich selbst verköstigen, 
eine Zusatzration bis zu 40 Kilo pro mitarbeitende 
Person abgeben, die diesen auf die ihnen zukom- 
mende Normalration nicht angerechnet wird. Wei- 
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tere Mehrerträgnisse sind bis auf weiteres zuhanden 
der Gemeindekartoffelstellen beschlagnahmt. 

Die Kartoffelration, zu deren Bezug 
die Haushaltungsvorstände berechtigt sind, wird auf 
90 Kilo pro Person festgesetzt, inbe- 
griffen die 25 Kilo, die auf den 1. August bereits zu- 
geteilt worden sind. Für Kinder, die nach dem 
31. Dezember 1917 geboren worden sind, wird keine 
Ration zugeteilt. Die kantonalen Regierungen sind 
im weitern ermächtigt, für Kinder, die am 1. Januar 
1918 nicht mehr als fünf Jahre alt waren, die Zu- 
teilung bis zu 50 Prozent der Normalration herab- 
zusetzen. 

Diese Ration, die für die Zeit bis zur neuen 
Herbsternte bestimmt wird, ist in der Regel rations- 
weise zuzuteilen und abzugeben. Die Gemeindebe- 
hörden sind jedoch berechtigt, die ganze Ration im 
Verlaufe des Herbstes auf einmal abzugeben, sofern 
die Konsumenten über geeignete Aufbewahrungs- 
räumlichkeiten verfügen und die erforderlichen Ga- 
rantien bieten, dass sie den Verbrauch der zugeteilten 
Ration in zweckmässiger Weise für die Verpflegung 
einteilen. Man hofft, sofern die Ernte-Ergebnisse 
nicht weitere Enttäuschungen bereiten, einem Teil 
der Bevölkerung, insbesondere weniger bemittelten 
Familien, anfangs nächsten Jahres, noch eine be- 
scheidene Zusatzration abgeben zu können. Da aber 
im kommenden Jahr eine weitere, möglichst starke 
Ausdehnung des Kartoffebaues in Aussicht zu nehmen 
ist und hiefür die erforderlichen Saatkartoffeln ge- 
liefert werden müssen, kann heute eine Zusatzration 
noch nicht festgelegt werden. Die Bevölkerung wird 
deshalb dringend ersucht, den Verbrauch der Kar- 
toffeln bis zur nächstjährigen Ernte zweckmässig 
einzuteilen. Der gegenwärtig geltende Höchstpreis 
von Fr. 25.— per 100 kg gesunder und erlesener 
Speisekartoffeln der Ernte 1918 wird für die Produ- 
zenten vom 6. September 1918 an, wie folgt fest- 
gesetzt: a) Für Ablieferung in der Zeit vom 6. Ok- 
tober auf Fr. 21.—. b) Für Ablieferung nach dem 
6. Oktober bis zum Schluss der Saison auf Fr. 22.—. 
Für diesen Preis hat der Produzent, bezw. die Ge- 
meindekartoffelstelle die Kartoffeln franko vorge- 
schriebene Ausladestelle, oder nächste Bahnstation 
abzuliefern. Die Kantonsregierungen sind mit Zu- 
stimmung der eidg. Zentralstelle für Kartoffelversor- 
gung ermächtigt, diese Höchstpreise für die in ihrem 
Gebiete produzierten und verwendeten Kartoffeln 
um höchstens 3 Fr. per 100 kg zu erhöhen, soweit 
eine solche Erhöhung durch sehr ungünstige Pro- 
duktionsverhältnisse der betr. Gebiete gerechtier- 
tigt ist. 

Den Produzenten, die von ihren Anbauflächen 
mehr als die vorgeschriebenen Mengen an Speise- 
und Saatkartoffeln abliefern, oder der beauftragten 
Stelle zur Verfügung halten, wird auf die Mehrliefe- 
rung ein Preiszuschlag von Fr. 3.— per 100 kg ent- 
richtet. Diese Preiszuschläge werden auf Rechnung 
des Bundes übernommen, so dass dadurch die Kon- 
sumentenpreise nicht beeinflusst werden. Die Detail- 
preise für Kartoffeln werden durch die kantonalen 
Behörden festgesetzt. Die Festsetzung der Produ- 
zentenpreise erfolgt unter Berücksichtigung der ge- 
stiegenen Produzentenkosten und in der Erwartung, 
die Produzenten durch einen annehmbaren Preis in 
ihren Bestrebungen, die verfügbaren Kartoffeln mög- 
lichst vollständig zur Ablieferung zu bringen, tat- 
kräftig zu unterstützen. Wenn die diesjährigen 


Mindererträgnisse der Kartoffeln in Berücksichtigung 
gezogen sind, so entspricht der festgesetzte Produ- 
letztiährigen Kartoffel- 


zentenpreis insofern den 
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preisen, als der Produzent auf der Flächeneinheit 
annähernd die gleichen Geldwerte erzielen wird. 

In Würdigung der ausserordentlichen Wichtig- 
keit einer befriedigenden Kartoffelversorgung für die 
Lebensmittelversorgung des ganzen Landes wird 
von den Produzenten erwartet, dass sie so viele Kar- 
toffeln als irgend möglich der Allgemeinheit zur Veı- 
fügung stellen. Es wird ausdrücklich daran erinnert, 
dass die Trocknung oder andere gewerbliche und 
industrielle Verwertung von Kartoffeln, soweit es 
sich nicht um eigene Haushaltungsbedürfnisse 
handelt, nur mit Zustimmung der eidg. Zentralstelle 
für Kartoffelversorgung zulässig ist. Die kantonale 
Zentralstelle und die Gemeindekartoffelstelle sind 
indessen ermächtigt, kranke und kleine Knollen, so- 
wie nach Erfüllung ihrer Ablieferungspflicht und nach 
Sicherstellung der Versorgung mit Saat- und Speise- 
kartoffeln, die ihnen zur Verfügung stehenden 
Ueberschüsse an gesunden Kartoffeln zu trocknen. 
Es ist nur die Verfütterung von kleinen und kranken 
Kartoffeln an Haustiere gestattet. Als kleine Knollen 
gelten solche mit weniger als 3 Ztm. Durchmesser.» 


In vorliegendem Communique ist nun der Pro- 
duzentenpreis angegeben worden; mancher Konsu- 
ment wird dadurch in einen Irrtum versetzt, der im 
Zeitpunkt der Einkellerung der Kartoffeln sich in 
einer schweren Enttäuschung aufklären wird. Der 
Konsumentenpreis wird nämlich bedeutend höher aus- 
fallen; wie er sich ungefähr gestalten wird, berichtet 
Herr Verwalter Flach im Anzeiger des Konsum- 
vereins Winterthur wie folgt: 


«Neu ist dagegen die Bestimmung des Herbstkartoffelpreises 
auf Fr. 22.—*) per 100 Kilo vom Produzenten abgenommen. Da- 
mit ist auch der Konsumentenpreis gegeben. Er wird betragen 
für Zürich Fr. 30.—, für Winterthur und nächste Umgebung, so- 
wie die grossen industriellen Gemeinden des Kantons Fr. 29.—, 
für das übrige Kantonsgebiet Fr. 28.— bis Fr. 26.— je nach den 
örtlichen Verhältnissen. 

Der Preis ist hoch. Ein Ansatz von Fr. 20.— per 100 Kilo 
für die Bauern wäre jedenfalls angemessen gewesen. Es scheint 
auch, dass man in der deutschen Schweiz geneigt war, diesen 
Preis festzusetzen, während das Welschland Fr. 24.— seiner 
schwachen Ernte angemessen hielt. 

Sowohl bei Produzenten als Konsumenten wird der Preis- 
aufschlag, den der Handel macht, als zu hoch empfunden. Das 
ist begreiflich, denn der Unterschied von Fr. 22.— auf Fr. 29,— 
ist tatsächlich gross. Wie alles heute bedeutend teurer ist als 
vor Jahren, so auch die Vermittlungsspesen. Es ist zu berück- 
sichtigen, dass die Produktion im Kanton selbst nur einen Bruch- 
teil des Bedarfes zu decken vermag, während grosse Quantitäten 
aus andern Kantonen, Schaffhausen, Aargau, Solothurn bezogen 
werden müssen, was erhebliche Fuhrwerks-, Fracht- und Um- 
ladekosten, sowie Abgangs- und Gewichtsverluste zur Folge hat. 
Es dient wohl zum besseren Verständnis, wenn die Zusammen- 
setzung der Vermittlungskosten hier etwas zergliedert wird. 
Der Bauer erhält ausbezahlt Fr. 2.— 
Der Aufkäufer 


» 
Die Aufkaufsorganisation » —20 
Die Gemeindekartoffelstelle » —,30 
Durchschnittliche Bahnfracht » 1— 
Gewichtsverluste, Schwund » 1— 
Preis franko Konsumort Fr. 25.— 
Auslad, Camionnage, Lagerzins und -spesen, Ver- 
kaufsspesen usw. » 4d— 
Fr. 29. — 


Die hier aufgeführten Kosten sind derart berechnet, dass 
auch die Genossenschaft nicht billiger arbeiten kann. Zu be- 
rücksichtigen ist dabei, dass der Preis für den Verkauf im Laden 
sowohl als bei Abholung im Magazin der gleiche ist, um zu ver- 
meiden, dass derjenige, der nicht in der Lage ist Kartoffeln 
einkellern zu können, teurer fährt als der, dessen Lage ihm 
rechtzeitige Vorsorge für den ganzen Winter gestattet. Eine 
etwelche Verbilligung liesse sich erzielen, wenn der Verkauf 
am Bahnhof direkt vom Balınwagen erfolgen könnte. Unser 
Publikum ist sich aber nicht gewöhnt hieran, auch die kurzen 


*) Wie aus dem Communiqu& des Volkswirtschaftsdeparte- 
ments ersichtlich ist, beträgt der Preis an den Produzenten vor- 
erst 21 Franken. 
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Ausladefristen und hohen Wagenmieten sind einer solchen Ver- 
mittlung nicht günstig. Uebrigens wird während der Erntezeit 
der Verkehr am Bahnhof ein so grosser sein, dass die Ab- 
wicklung des Migros-Verkauies Störungen verursachen würde,» 


Soweit man über die Haltung der Bevölkerung 
zu den diesjährigen Vorschriften orientiert werden 
konnte, ist eine gewisse Unzufriedenheit nicht zu 
verkennen. Auch wer, wie wir, sonst volles Ver- 
ständnis für die Notwendigkeit, die Produktion durch 
Gewährung materieller Vorteile anzureizen, be- 
kundet, wird der diesjährigen Organisation der Kar- 
toffelversorgung nicht unbedingtes Lob spenden 
können. 

Dass unser Verband diesmal bei der Kartoffel- 
versorgung ganz ausgeschaltet worden ist und dass 
dafür die Kantone und Gemeindeverwaltungen das 
Kartoffelhandelsmonopol erlangt haben, ist unseren 
Lesern ja bekannt; wir haben, einmal aus Prinzip, 
sodann aber hauptsächlich aus Rücksicht auf unsere 
Verbandsvereine, die im allgemeinen durch den 
V.S.K. besser bedient werden als durch kantonale 
oder Gemeindestellen, gegen diese Ausschaltung 
protestiert, jedoch ohne Erfolg. Den Vätern der 
diesjährigen Organisation passte diese Beteiligung 
zentraler Konsumentenorganisationen nicht in ihren 
Plan und sie wollen nun einmal den Beweis leisten, 
dass kantonale Beamte die Kartoffelversorgung 
besser durchzuführen vermögen als die Vertreter 
der Konsumzentralen mit ihren langjährigen Erfah- 
rungen. 

In das angenommene Monopolsystem passt na- 
türlich auch das Verbot des direkten Verkehrs 
zwischen Konsument und Produzent, soweit sie nicht 
in der gleichen Gemeinde wohnhaft sind. Ein 
Motiv, diesen Verkehr zu untersagen, war auch das, 
dass nicht der Gutsituierte vor dem Minderbemit- 
telten sich mit Kartoffeln eindecken könne; alle Kon- 
sumenten, seien sie reich oder arm, sollen es even- 
tuell gleich schlecht haben. Dieses demokratische 
Prinzip gefällt jedoch nicht einmal der Redaktion des 
«Volksrechts», die in Nr. 205 feststellt, dass 
diese «bureaukratische Anordnung vie- 
len Konsumenten zum Schaden ge- 
reicht». Dabei war der Redaktion des «Volks- 
rechts»» nicht einmal bekannt, dass diese Ausschal- 
tung des direkten Verkehrs eine ungeheure 
Verteuerung der Kartoffeln bewirkt. Nach der 
von Herrn Flach aufgestellten Kalkulation beträgt 
nämlich die Preisspanne zwischen dem Bezugspreis 
direkt vom Produzenten (21 oder 22 Fr.) und dem 
Abgabepreis in den Städten (28, 29 oder 30 Fr.) 7—8 
Franken pro 100 Kilo, welche Preisspanne ja natür- 
lich ganz genau berechnet werden kann, jedoch für 
volkswirtschaftlich unnötige Arbeit 
ausgegeben werden muss. Bei direktem Bezug vom 
Produzenten durch den Konsumenten wären zum 
Produzentenpreis von 21 resp. 22 Franken 
nur die Frachtkosten gekommen, die auch bei 
weitem Transport doch höchstens 2—3 Fr. pro 100 
Kilo ausmachen würden. Wie weit man mit der Fort- 
setzung solcher Prinzipien gelangen kann, dafür hat 
ein Sauerkrautvorfall beim Konsumverein Görlitz (in 
Deutschland) ein drastisches Beispiel geliefert, das 
wir unsern Lesern nicht vorenthalten wollen: 

«Der Verein hatte für seine Mitglieder grosse 
Quantitäten Sauerkraut eingeschnitten; im Frühjahr 
wurde er benachrichtigt, dass das von ihm herge- 
stellte Kraut durch die Kriegsgesellschaft 
beschlagnahmt wurde. Diese Gesellschaft überwies 


dann das Kraut einer Liegnitzer Firma, die es 
ihrerseits dem Magistrat in Görlitz zur Ver- 
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wendung für die Görlitzer Einwohnerschaft durch 
Abgabe seitens des Konsumvereines, zuteilte. Das 
Endresultat war, dass das Kraut sei- 
nen Standort in den Lagerräumen 
nicht gewechselt hat, durch diese Ueber- 
weisungen jedoch im Preise um 82 Prozenter- 
höht wurde.» 

Die durch erwähnte Vorschrift in der Schweiz 
bewirkte Verteuerung der Kartoffeln beträgt ja einst- 
weilen noch nicht 82%, sondern «nur» ca. 40%, aber 
wenn wir auf diesem Wege fortschreiten, werden 
bald ebenso hohe Prozentsätze erreicht werden. 
Trotzdem wir sonst den Verkehr von organisiertem 
Produzent zu organisiertem Konsument empfehlen, 
müssen wir anerkennen, dass in gewissen Artikeln 
der kürzeste und billigste Weg immer noch der 
direkte Verkehr zwischen Konsument und Produzent 
ist, und den sollte man nicht ohne Not unterbinden, 
speziell dann nicht, wenn dabei niemand, weder Pro- 
duzent noch Konsument, einen Vorteil hat, sondern 
nur eine Unmenge vollständig überflüssiger 
Arbeit geleistet werden muss. Da der Kartoffelbezug 
ja rationiert ist, wäre allen Missbräuchen ein Riegel 
gesteckt worden. 

Was man in Konsumentenkreisen ferner nicht 
verstehen wird, ist die Reduktion des Bezugs- 
quantums auf 90 statt mindestens 100 kg. Zugegeben, 
dass in gewissen Gegenden die Ernte keine Voll- 
ernte ist, so werden doch an vielen anderen Orten 
die üblichen Mengen von 150 bis 200 Kilo erreicht. 
Diese hätten also ruhig 100 Kilo pro Ar abliefern 
dürfen, und die andern hätten ebenfalls den Minder- 
ertrag nachweisen müssen. Da letzteres in gewissen 
Gegenden, die einflussreiche Vertreter in der Kar- 
toffelkommission haben, als lästig empfunden wurde, 
hat man kurzerhand die Normalration auf 90 Kilo 
reduziert und dafür eine Herauslockungsprämie von 
3 Fr. für den Ueberschuss gewährt. Wir haben gegen 
letztere nichts einzuwenden, trotzdem dadurch den 
Produzenten in Gegenden, wo die Ernte eine normale 
ist, eine unverdiente und unerwartete Mehreinnahme 
gewährt wird, wohl aber ist die Reduktion der 
Normalration auf 90 Kilo unseres Erachtens durch 
nichts zu rechtfertigen im Zusammenhang damit, 
dass man den Produzenten, die den Normalertrag 
erzielt haben, nicht nur diese Differenz zwischen 
90—100 Kilo belässt, sondern noch eine Extra-Tag- 
löhnerration von 40 Kilo, je nachdem in mehrfacher 
Zahl, zuweist, während der Nurkonsument höchstens 
noch 65 Kilo ab 1. Oktober wird erhalten können. 
Solche Ungleichheiten werden nun allerdings zur 
Folge haben, dass die bereits eingeleitete Bewegung 
auf Bevorzugung der Stadtbevölkerung bei den 
anderen rationierten, speziell Importartikeln, nicht 
mehr gehemmt werden kann und dass dann ein un- 
würdiges Markten zwischen einzelnen Kantonen und 
Berufen über die Bemessung der Rationen einsetzen 
wird. Die Lehre sollten nun allerdings die «Nur- 
konsumenten» aus dieser neuesten Erfahrung wieder 
ziehen, dass sie selbst sich um die Kartoffelpflanzung 
bemühen sollen, dann können sie auch nicht in dieser 
Weise verkürzt werden. 

Endlich erweckt auch die Festsetzung der 
Preisfrage Bedenken. Entgegen dem Antrage der 
Konsumentenvertreter in der Kartoffelkommission 
auf 20 Fr., entschied sich deren Mehrheit auf 22 Fr. 
Das Volkswirtschaftsdepartement fasste dann den 
salomonischen Entscheid, den Preis bis Anfang 
Oktober auf 21 Fr., nachher auf 22 Fr. festzusetzen. 
Ob das nun nicht zur Folge haben wird, dass die 
Produzenten, um den Mehrerlös von 1 Fr. sich zu 
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sichern, mit der Abgabe warten, bis der Preis 22 Fr. 
erreicht? 

Dass man auch in vernünftigen landwirtschaft- 
lichen Kreisen diese ewigen Preiserhöhungen nicht 
restlos mitmacht, geht ausser aus dem bekannten 
Artikel von Prof. Laur in der «Schweizerischen 
Bauernzeitung» (Septembernummer) auch aus dem 
«Genossenschafter» vom 7. September hervor, in 
dem Nationalrat A b t schreibt: «Ein Preis von 20 Fr. 
hätte in Anbetracht der Verhältnisse genügt... .; 
auch der Produzent muss sich sagen, dass irgend 
einmaldie SteigerungderPreise volks- 
 chatilich an der obersten (renze angelangt 
ist !» 


AIR wi 6 
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Die Beschaffung des Druckpapiers wird in der 
Schweiz immer schwieriger, weil die erforderlichen 
Rohmaterialien nicht in ausreichenden Mengen auf- 
gebracht werden können. Um dem Papiermangel ent- 
gegenzuwirken, wurde den periodisch erscheinenden 
Druckschriften eine Einsparung gegenüber dem 
früheren Verbrauche auferlegt. Auch hängen Neu- 
gründungen von Zeitungen und Zeitschriften etc. 
von einer bundesrätlichen Bewilligung ab, die nur 
ganz selten erteilt wird. Eine Pressekommission 
begutachtet die bezüglichen Gesuche. Der für die 
Papiereinsparung eingeschlagene Weg führte nicht 
vollständig zum Ziele. Wohl konnte ein grosser 
Teil der Tagespresse die Papiereinsparung durch- 
führen, während dies bei den weniger umfangreichen 
Blättern, besonders wenn sie noch eine erhebliche 
Abonnentenvermehrung aufweisen, nicht möglich ist. 
In ähnlicher Lage wie die letztgenannten Zeitungen 
sind auch unsere genossenschaftlichen Blätter. 
Die erfreuliche Vermehrung der Mitgliederzahlen in 
den Konsumvereinen machte auch eine Erhöhung der 
Auflagen notwendig, wodurch es schwer wurde, mit 
dem Papierquantum auszukommen, das nach den 
bestehenden Vorschriften verbraucht werden darf. 
Unter die vierseitige Ausgabe zu gehen, ist um so 
schwieriger, als die genossenschaftliche Presse unter 
den heutigen Verhältnissen vermehrte Aufgaben er- 
füllen muss. 

Das schweizerische Volkswirtschaftsdeparte- 
ment hat auf den 4. September die Mitglieder der 
Pressekommission, sowie Vertreter des Verleger- 
vereins und des Pressvereins zu einer Konferenz zur 
Besprechung der Papierrationierung einberufen. Aus 
den Verhandlungen ergab sich, dass man beim 
System der prozentualen Einsparung bleiben will, 
dagegen soll in der Papierzuteilung die Erhöhung 
der Abonnentenzahl berücksichtigt werden, sofern 
nicht eine spezielle Propaganda zur Abonnentenver- 
mehrung geführt hat. Zur Erörterung kann auch die 
Frage, wie das auf private Initiative aus dem Aus- 
lande eingeführte Papier verwendet werden soll. 
Einstimmig wurde beschlossen, dass das eingeführte 
Papier nicht einzelnen Druckereien, sondern allen 
Druckereien zugute kommen soll. Im allgemeinen 
war die Konferenz der Auffassung, dass die Papier- 
verschwendung noch nicht überall aufgegeben wurde 
und es demgemäss notwendig sei, Massnahmen zu 
treffen, die eine bessere Einsparung erreichen. 


Die Aussichten für die Milchversorgung. Am 
Schlusse einer Uebersicht über die Milchversorgung 
der Schweiz im ersten Halbjahr 1918 bespricht das 
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eidgenössische Milchamt die Aussichten für das 
zweite Halbjahr. Im ganzen, sagt es, sind die Aus- 
sichten leider ungünstig und es muss unser Be- 
streben dahin gehen, während den Herbstmonaten 
noch so viel Milch als möglich in haltbare Milch- 
erzeugnisse (Käse, Butter, Kondensmilch) umzu- 
wandeln, damit in diesen Dingen für den nächsten 
Winter einige Vorräte zur Verfügung stehen, denn 
mit einer irgendwie nennenswerten Milchverarbei- 
tung kann im nächsten Winter nicht mehr gerechnet 
werden. Wir müssen zufrieden sein, wenn wir noch 
eine einigermassen erträgliche Frischmilchration 
aufbringen. 

Als nächstliegende Massnahmen dürften sich 
empfehlen: 

1. Die Milchkarte ist zu vereinheitlichen, die 
bisherigen allgemeinen Vorzugsrationen können 
kaum mehr zugestanden werden. Vielleicht ist es 
dann möglich, die Ration für Erwachsene noch auf 
4 bis 5 Deziliter zu halten und den Kindern eine Vor- 
zugsration bis 8 Deziliter zu gewähren. 

2. Der Milcherzeugung und Milchablieferung ist 
sowohl seitens der Verbände als auch seitens der 
kantonalen und Gemeindemilchämter volle Aufmerk- 
samkeit zu schenken. Wer irgendwie kann, soll 
Milch an die Sammelstellen zur allgemeinen Versor- 
gung abliefern. Die Einsicht in die Not des Landes 
wird diese Milchlieferung in den meisten Fällen frei- 
willig zustande bringen, wo nicht, da wird leider ein 
wirksamer Zwang nicht zu vermeiden sein. 

3. Bei einer allfälligen Requisition von Schlacht- 
vieh sollen in erster Linie Viehstände herangezogen 
werden, aus denen keine Milch abgeliefert wird. Die 
Milchkühe sind zu schonen. 

4. Die Beschaffung von Hilfsfuttermitteln für die 
Milchproduktion muss wie bisher die vollste Auf- 
merksamkeit der Behörden finden. i 

5. Die Aufzucht von Jungvieh muss auf das not- 
wendigste Mass beschränkt werden, das Verhältnis 
von Kuhbestand und Jungviehbestand soll sich mög- 
lichst genau nach dem Ersatzbedürfnis richten und 
es soll jedenfalls das jetzt bestehende Verhältnis 
zwischen Kuhbestand und Jungviehbestand nicht 
mehr weiter zugunsten des letzteren verschoben 
werden. 


FIN | Aus der Praxis | 
| Aus der Praxis 


Warenvermittlung durch das Verkaufspersonal. 
Der B.-Korr. in Nummer 34 des «Schweiz. Konsum- 
Verein» hat mir in verschiedener Beziehung aus dem 
Herzen gesprochen. Es ist leider nur zu sehr Tat- 
sache, dass eine grosse Anzahl Verkäuferinnen die 
Mitglieder entlassen, ohne den Versuch zu machen, 
ihren Wunsch einigermassen zu befriedigen, d.h. 
ihnen einen andern ähnlichen Artikel als Ersatz an- 
zubieten. Eine erschreckend grosse Zahl von Kon- 
sumvereins-Angestellten sind eben leider keine über- 
zeugten Genossenschafter. Sie denken nicht weiter 
darüber nach, dass auch sie selbst vom Blühen und 
Gedeihen der Genossenschaft und deshalb von einem 
günstigen Jahresabschluss einen Nutzen haben. 


Ganz besonders trifft das zu, wo die Verkäufer mit 
kleiner oder gar keiner Umsatzprovision, dafür mit 
einem festen Gehalt (was allerdings die richtigere 
Entlöhnung ist) angestellt sind. Während diejenige, 
bei welchen die Entlöhnung sich nach der Umsatz- 
ziffer des betreffenden Verkaufslokals richtet, den 
Kunden die Artikel eher anbietet, arbeitet die erstere 
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mehr maschinenmässig, sich in der Gewissheit 
wiegend, am Ende des Monats doch den bestimmten 
Lohn in Empfang nehmen zu können. 

Nach dem einen wie nach dem andern System 
und ganz speziell nach dem letztern wird nur der 
oder die Angestellte zur Zufriedenheit der Genossen- 
schaftsbehörde wie der Mitglieder und des Genossen- 
schaftswesens überhaupt arbeiten, welche vom ge- 
nossenschaftlichen Prinzip und den Genossenschafts- 
idealen durchdrungen sind. 

Wie nun diese pflanzen? Hier stehen allerdings 
verschiedene Wege offen. Was am einen Orte und 
beim einen Angestellten nützlich wirken kann, 
schadet wieder beim andern. Allgemein gehaltene 
Zirkulare zum Beispiel verschnupfen bei denjenigen, 
welche zur Zufriedenheit arbeiten; ähnlich wirken 
Aufklärungen und Belehrungen an Konferenzen und 
Zusammenkünften von Personal und Genossen- 
schaftsbehörde. Aehnlich wird es sich verhalten mit 
Zusammenkünften der Verkäuferinnen benachbarter 
Vereine. 

Meines Erachtens können die von B.-Korr. ge- 
rügten Uebelstände am besten beseitigt werden, 
wenn die beauftragten Kontroll- und Inspektions- 
organe in den Verkaufslokalen mit solchen Verkäufe- 
rinnen fleissig Stichproben machen. Beachtete 
Fehler und Unterlassungssünden notieren und die 
Verkäufer in höflicher und bestimmter Form, aber 
erst wenn die Kunden das Lokal verlassen haben, 
auf alles aufmerksam machen und auf bestimmte Ab- 
hilfe dringen, resp. Besserung verlangen. Oeftere 
Wiederholungen solcher Kontrollgänge werden, wie 
Schreiber dies aus Erfahrung weiss, wenn auch nicht 
überall und bei allen Verkäufern, so doch bei vielen 
ganze, bei andern teilweise Besserung bringen. F. 


Oerlikon. (W.-Korr.) Mit der Eröffnung von Filialen 
konnte sich die Konsumgenossenschaft Oerlikon und Umgebung 
Ende der 80er Jahre richt genug leisten, so dass sie deren 11 
besass, die bis nach Wallisellen, Dietlikon, Bassersdorf, Rümlang 
und Zürich zerstreut waren. Da die Mitgliederzahl zu damaliger 
Zeit noch nicht auf der erforderlichen Höhe war und es auch am 
nötigen Betriebskapital gefehlt haben dürfte, sah sich die Ge- 
nossenschaft, wie auch mit Rücksicht auf die starke Kräfte- 
zersplitterung, gezwungen, im Laufe der Zeit wieder einen Teil 
der Filialen eingehen zu lassen. 

Leider hielt dann die Konsumgenossenschaft im Laufe der 
Neuzeit nicht immer Schritt mit der Entwicklung der rasch em- 
porblühenden Industriegemeinden Oerlikon und Seebach, so dass 
ihr einige private Lebensmittelgeschäfte zuvorkamen, indem 
sie sich in den nächstgelegenen Wirtschaftsgebieten der Ge- 
nossenschaft einnisteten. Wenn daher der Verwaltungsrat der 
Konsumgenossenschaft Oerlikon einer ausserordentlichen Ge- 
neralversammlung vom 19. August 1918 den Ankauf von zwei 
Liegenschaften mit Eröffnung von Filialen zur Genehmigung 
empfahl, so geschah dies hauptsächlich in der Notwendigkeit, 
einen früher begangenen Fehler wieder teilweise gutzumachen. 
Wohl ist der Ankauf von eigenen Gebäuden in der heutigen Zeit, 
da die flüssigen Mittel der Konsumvereine möglichst zum Be- 
triebe verwendet, anstatt in Liegenschaften investiert werden 
sollten, keine Kleinigkeit. Es handelt sich hier aber nicht nur 
um eine nicht wiederkehrende günstige Gelegenheit zum An- 
kauf von sich selbst verzinsenden Liegenschaften, sondern auch 
um die Verdrängung von auswärtigen kapitalistischen Betrieben 
auf dem Platze Oerlikon. 

Trotz der Wichtigkeit der Traktanden waren nur 81 Mit- 
glieder erschienen. Sie genehmigten oppositionslos den Ankauf 
der für Fr. 55,700.— assekurierten Liegenschaft an der 


Schwamendinger-Kapellenstrasse um den Preis von Fr. 47,500. 

Im Hause selbst befindet sich eine Bäckerei-Anlage, so dass 
es der Konsumgenossenschaft Oerlikon möglich sein wird, auf 
dem Gebiete der Eigenproduktion die ersten lehrreichen Erfah- 
rungen zu sammeln, bevor an die längst beabsichtigte Errich- 
tung einer eigenen Bäckerei in grösserem Stile geschritten 
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werden muss. Der vorhandene Backofen, mit Seitenfeuerung, 
vermag eine Reihe von Jahren den bisherigen Brotbezug von 
den Privatbäckern, die des öftern die Lieferung einer zweiten 
Qualität für die «Konsümler» als genügend erachteten, voll- 
ständig zu decken. 

Dem notariell gefertigten Kaufvertrage betreffend die 
Liegenschaft mit Ladenlokal an der Zürich-Nägelistrasse, in 
nächster Nähe der sich stets erweiternden Kugellagerwerke 
J. Schmid-Roost, wurde einstimmig die Ratifikation erteilt. Der 
Kaufpreis beträgt Fr. 57,000,— bei einem Assekuranzwert von 
Fr. 53,200.—, welcher durch Nachschätzung der erst vor einiger 
Zeit eingerichteten elektrischen Beleuchtung noch um ein er- 
hebliches erhöht werden kann. 

Durch den Kauf dieser beiden Liegenschaften gelingt es der 
Konsumgenossenschaft Oerlikon, sich endlich einmal in das be- 
reits durch private auswärtige Firmen an sich gerissene Wirt- 
schaftsgebiet einzukeilen und es dürfte dieser Umstand schon 
allein den Kauf der beiden Objekte rechtfertigen. Der Genossen- 
schaft steht nunmehr die Bahn zur weitern Entwicklung frei, 
und es ist zu hoffen, dass der in den letzten Jahren eingetretene 
frischere Zug nicht durch die Unmöglichkeit der guten Be- 
dienung in den neu zu eröffnenden Depots infolge Warenmangels 
gehemmt werde. 

Die Mitgliederzahl hat seit 31. März 1918, dem Beginn des 
neuen Rechnungsjahres, um 50 zugenommen und ist nun auf 
1060 gestiegen. Der Warenumsatz im Monat Juli betrug 83,000 
Franken und erhöhte sich demgemäss gegenüber dem Vor- 
monat um 40%, was erfreulicherweise nicht nur der stets zu- 
nehmenden Teuerung zugeschrieben werden muss. 

Das wachsende Zutrauen zur Genossenschaft beweisen auch 
die vermehrten Einlagen der Mitglieder in die Depositenkasse, 
wodurch der Genossenschaft die nötigen Betriebsmittel gegeben 
werden, welcher Umstand in heutiger Zeit gewiss angenehm 
empfunden wird. 


Trogen. (O.-Korr.) Nach 40jährigem Bestande hat der 
Konsumverein Trogen-Wald-Speicher eine Mitgliederzahl von 
1265 und einen Umsatz von Fr. 524,225,89 erreicht. Die Mit- 
gliederzahl hat im Berichtsjahr 1917/18 (1. Juli 1917 bis 30. Juni 
1918) um 70, und der Warenumsatz um Fr. 122,538.60 — 23,4% 
zugenommen. Die Mitglieder- und die Umsatzzahlen ergeben 
für die einzelnen Gemeinden folgendes Bild: Trogen 446 Mit- 
glieder mit Fr. 185,965.837 Warenerlös; Wald 359 Mitglieder mit 
Fr. 174,586.22 Warenerlös; Speicher 460 Mitglieder mit Franken 
163,673.80 Warenerlös. Die Jahresbilanz erzeigt nach den sta- 
tutarischen Abschreibungen an Aktiven Fr, 158,866.17, an Pas- 
siven Fr. 126,985.85, und ergibt einen Ueberschuss von Franken 
31,880,35, wovon zusammen 5% = Fr. 1594.02 dem Baufonds 
und dem Dispositionsfonds zugewiesen werden. Somit verbleiben 
Fr. 30,286.33 zur Verteilung an die Mitglieder, was für den be- 
zugsberechtigten Betrag von Fr. 408,522.— eine Rückvergütung 
von 7% ergibt. Dies ist eine der kleinsten seit dem Bestehen 
der Genossenschaft. Von denjenigen Mitgliedern, die den Wert 
des Konsumvereins nach der Höhe der Rückvergütung be- 
werten, darf aber beachtet werden, dass auch die Monopol- 
waren im Warenbezugsbüchlein eingetragen wurden. 

Vom V.S.K. sind für Fr. 177,000.— Waren bezogen worden. 
Dem Reservefonds werden ganz kleine Zuteilungen gemacht, 
so dass dieser erst auf Fr. 27,593.88 angewachsen ist. Der Bau- 
und der Reservefonds sind jüngern Datums — sie wurden erst 
bei der letzten Statutenrevision geschaffen — und haben einen 
Bestand von Fr. 9189,01, bezw. von Fr. 2312.28, aufzuweisen. An 
Landes- und (emeindesteuern mussten Fr. 4531.35 bezahlt 
werden. Vom Ueberschuss trifft es ca. 10% an Einkommen- 
steuern. Auf den drei Liegenschaften lastet eine Hypothekar- 
schuld von Fr. 30,500,—; die Schuld an Obligationen beträgt 
Fr. 27,400.—. Die bedeutenden Warenvorräte ergaben bei der 
Inventur einen Buchwert von Fr. 69,936.03. 

Sonntag den 25. August, nachmittags 2 Uhr, wurde in der 
Kirche in Speicher die ordentliche Hauptversammlung abge- 
halten, zu der sich jedoch nur 216 männliche Mitglieder ein- 
gefunden haben. Das Protokoll der letzten Hauptversammlung 
und die Jahresrechnung — letztere auf Antrag der Geschäfts- 
prüfungskommission — fanden diskussionslos die Genehmigung 
der Versammlung. Bei schwacher Beteiligung stimmte diese 
auch dem Antrage auf 7% Rückvergütung zu; ebenso einer 
Entschädigung von 3000 Fr. für die Verwaltung. Die Wahlen in 
die Verwaltungskommission, sowie in die Geschäftsprüfungs- 
kommission wurden ausnahmslos in bestätigendem Sinne, 
mittels offenen Handmehrs, vollzogen. Ebenso wurden die beiden 
Verkäufer für Trogen und Wald als solche bestätigt. Für die 
Filiale Speicher war eine Neuwahl zu treffen, die mittels Stimm- 
zetteln vorgenommen wurde. Von 21 Angemeldeten kamen 
deren 18 (!) in die Wahl; drei hatten ihre Anmeldung zurück- 
gezogen. Im ersten Wahlgang wurde mit 18 Stimmen über dem 
absoluten Mehr Herr Gemeinderat Abderhalden in Speicher als 
Verkäufer gewählt, 

Die drei Verkäufer erhalten pro 1917/18, zu dem bezogenen 
Gehalt von Fr. 4500.—, noch eine Teuerungszulage von je 
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Fr. 500.—; für das laufende Vereinsjahr ist ersterer auf 
Fr. 5000.— festgesetzt. Die Verkäufer müssen aber die Aushilfe 
im Laden selbst bezahlen; zudem haben sie den eigentlich einem 
Verwalter zufallenden Dienst — zurzeit den gesamten Ankauf 
der Waren etc. — selbst zu besorgen. Von der Anstellung 
eines Verwalters wollte die Verwaltung bis dato nichts wissen, 
Vor zwei Jahren wurde ein aus ihrer Mitte gestellter Antrag, 
diese Frage zu prüfen, einstimmig angenommen, aber zur 
Behandlung derselben ist es bis dato nicht gekommen. 

Der Zinsfuss für die Obligationen bleibt auf 4%%. Auch 
dieses Jahr werden an gemeinnützige Vereine und Institutionen 
wieder Fr. 500.— für Liebesgaben verwendet. 

Beim Kapitel: «Entgegennahme von Wünschen und An- 
regungen aus der Mitte der Versammlung», stellte und be- 
gründete Aktuar Oertle folgenden Antrag: «Die Hauptversamm- 
lung beschliesst, nach Anhörung eines Berichtes über den 
derzeitigen Geschäftsbetrieb und die Notwendigkeit einer bessern 
Organisation desselben, diese Angelegenheit einer Spezial- 
kommission — unter Zuzug eines Sachverständigen — zur 
eingehenden Prüfung und Antragstellung zuhanden einer ausser- 
ordentlichen Hauptversammlung zu überweisen.» 

Dieser Antrag verursachte eine lebhafte Diskussion, die 
leider nicht durchwegs sachlich geführt wurde. Obwohl der 
Antragsteller in seinem Berichte den Genossenschaftsstandpunkt 
keinen Augenblick verliess, wurden demselben doch politische 
Motive unterschoben, während mit unwiderleglichen Tatsachen 
nur die Unhaltbarkeit unserer Organisation des Geschäfts- 
betriebes dargelegt und nachgewiesen wurde, dass wichtige Be- 
stimmungen der Statuten und Reglemente gar nicht gehandhabt 
werden. Statt sich mit vorstehendem Antrage zu befassen, 
zerrten gegnerische Votanten die Trennungsfrage, die vor 
einigen Jahren abgelehnt wurde, in die Diskussion, mit der 
Begründung, der Konsumverein sei zu gross (!) geworden, jede 
Gemeinde sollte einen eigenen, selbständigen Konsumverein 
haben. Abgesehen davon, dass diese Frage separat hätte be- 
handelt werden sollen, können natürlich nur solche so reden, 
welche die ideale Seite des Genossenschaftswesens nicht kennen 
oder einer Genossenschaft nur deshalb angehören, um in der- 
selben den Gegnern der Konsumgenossenschaft Handlanger- 
dienste zu leisten und die Entwicklung derselben zu hemmen. 

Nach langer Diskussion, die die Gemüter etwas in Wallung 
brachte, wurde die Trennungsfrage abgelehnt, der Antrag Oertle 
angenommen und dann beschlossen, in die Spezialkommission 
aus jeder Gemeinde drei Mitglieder zu wählen. Als dann aber 
verschiedene Vorgeschlagene eine eventuell auf sie fallende 
Wahl abgelehnt und die Verhandlungen schon über zwei Stunden 
gedauert hatten, entfernten sich viele Mitglieder. Hierauf wurde 
ein Antrag auf Verschiebung der Wahlen angenommen, die 
Kirche in Wald als nächster Versammlungsort bestimmt und 
um halb 5 Uhr die Versammlung geschlossen. 


Klingnau. Die Konsumgenossenschaft Klingnau hat ein sehr 
befriedigendes Rechnungsjahir hinter sich. Es ist das fünfte seit 
der Gründung des Vereins, gleichzeitig wohl auch das beste. 
Die Mitgliederzahl stieg von 108 am Anfang auf 200 am Schlusse 
des Jahres, verdoppelte sich also beinahe. 127 Eintritten stehen 
35 Austritte gegenüber. Der Warenankauf beziffert sich auf 
Fr. 103,544.26, davon Fr. 87,796.93 beim V.S.K., der Waren- 
verkauf auf Fr. 109,025.29. Gegenüber dem Vorjahre ergibt 
sich eine Zunahme des Umsatzes von Fr. 56,987.52, also über 
100%. Die ausserordentliche grosse Zunahme ist auf die Er- 
öffnung einer Ablage in Döttingen zurückzuführen. Sie erzielte 
in der Zeit von der Eröffnung (2. Januar 1917) bis zum 
Schlusse des Rechnungsjahres (2. November 1917) einen Waren- 
verkehr von Fr. 40,363.83. Durch den Hauptladen in Klingnau 
wurden Fr. 67,896.46, durch die Verwaltung Fr. 765.— um- 
gesetzt. Der Reinüberschuss beziffert sich auf Fr. 6924.28. Da- 
von erhalten die Mitglieder Fr. 4433.05 (8%), Fr. 1500.— 
fliessen dem Reservefonds zu, Fr. 117.50 werden als Zins auf 
die Anteilscheine ausgerichtet und Fr. 873.73 auf neue Rech- 
nung vorgetragen. Nach der Genehmigung dieses Verteilungs- 
vorschlages, die in der Generalversammlung vom 29. Dezember 
1917 erfolgte, ergibt sich folgende Bilanzaufstellung: Kasse 
Fr. 113.44, Wertschriften Fr. 780,—, Guthaben an den beiden 
Läden Fr. 445.69, Waren Fr. 23,615.60, transitorische Aktiven 
Fr. 83.25, Mobilien Fr. 918.50, Zins auf die Anteilscheine Fran- 
ken 117.50, Rückvergütungen Fr. 4433.05, Verwaltungskosten 
Fr. 2009.10, Warenschuld an den V.S.K. Fr. 1805.—, Wechsel- 
schuld an den V.S.K. Fr. 10,000.—, Obligationen Fr. 500.—, 
Anteilscheine Fr. 2718.10, Reservefonds Fr. 3500.—, Vortrag auf 
neue Rechnung Fr. 873.73, 


Rancate. Dem sehr mangelhaften Jahresbericht des Vereins 
über das Jahr 1916 entnehmen wir was folgt: Der Umsatz belief 
sich auf Fr. 64,461.84, Fr. 4220.88 mehr als im Vorjahre. Davon 
bezogen die Mitglieder Fr. 46,250.—. Der Reinüberschuss be- 
läuft sich auf Fr. 2186.19. Fr. 807.25 werden dem Reservefonds 
zugewiesen, Fr. 108.50 auf dem Mobiliar abgeschrieben, 500 Fr. 
den Behörden ausgerichtet und Fr. 770.44 auf neue Rechnung 
vorgetragen. Die Bilanz per 30. Dezember 1917 enthält an 
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Aktiven den Kassenbestand (Fr. 133.—), die Warenvorräte 
(Fr. 11,536.76), ein Kontokorrentguthaben bei der Volksbank 
(Fr. 4310,55), die Mobilien (Fr. 1.—), und die Anteilscheine beim 
V.S.K. (Fr. 270.—); an Passiven die Obligationen (Fr. 3630.—), 
die Kontokorrentschulden (Fr. 6526.45), die Anteilscheine 
(Fr. 2557.62), den Reservefonds (Fr. 2127.90) und die Obli- 
gationenzinse (Fr. 138.90). 


Recherswil. Der Allgemeine Konsumverein Recherswil ge- 
hört, trotz der verhältnismässig schönen Entwicklung, die der 
Umsatz in der letzten Zeit genommen hat, immer noch zu den 
kleinsten Verbandsvereinen. Sein Umsatz belief sich im Jahre 
1916/17 auf Fr. 28,135.53. Aus diesem Umsatz ergibt sich ein 
Rohüberschuss von Fr. 3741.53. Da aber die Unkosten mit 
Fr. 4335.23 grösser sind als der Rohüberschuss, verbleibt 
schliesslich nicht ein Reinüberschuss, sondern ein Verlust von 
Fr. 593.70. Dadurch wird die schon seit langem bestehende 
Unterbilanz noch grösser, nämlich Fr. 8070.29. Die Bilanz setzt 
sich folgendermassen zusammen: Warenvorräte Fr. 4681.27, 
Liegenschaften Fr. 15,700.—, Mobilien Fr. 785.75, Wertschriften 
Fr. 200.—, Buchforderungen Fr. 554.84, Ladenkasse Fr. 199,—, 
Kasse Fr. 315.08, Hypotheken Fr. 16,400.—, Obligationen 
Fr. 2000.—, Bankschuld an den V.S.K. Fr. 9944.20, andere 
Schulden an Lieferanten Fr. 1752.03, Anteilscheine Fr. 310.—. 

Rümlang. Die Mitgliederzahl betrug am Schlusse des 
Rechnungsjahres 82 gegenüber 75 am Anfang. Der Umsatz be- 
lief sich auf Fr. 64,814.08 oder Fr. 19,389,25 mehr als im Vor- 
jahre. Der Rohüberschuss beziffert sich auf Fr. 9401.11. Nach 
Abzug der Unkosten in der Höhe von Fr. 5810.20 verbleibt ein 
Reinüberschuss von Fr. 3590,91. Auf die Anteilscheine werden 
Fr. 133.80 (5%) Zins ausgerichtet. Die Mitglieder erhalten 
Fr. 829.10 (7%), die Nichtmitglieder Fr. 354.70 (5%) Rück- 
vergütung. Auf der Liegenschaft werden Fr. 1400.,— abge- 
schrieben, der Rest von Fr. 873.31 dem Reservefonds zuge- 
wiesen. Die Bilanz stellt sich hiernach so: Kasse Fr, 1441.50, 
Waren Fr. 14,500.—, Mobilien Fr. 1.—, Liegenschaft Fr. 39,500, 
Wertschriften Fr. 1400.—, Schuld an den V.S.K. Fr. 11,579,30, 
Hypotheken Fr. 36,000.—, Darlehen Fr. 2150.—, Anteilscheine 
Fr. 2675.60, Schuld an den Vorstand Fr. 700.—, Schuld an die 
Verkäuferin Fr. 1056.25, schuldige Zinsen Fr. 395,85. Mitglieder- 
guthaben Fr. 1317.60, Reservefonds Fr. 967.90. 


ns ne) 
+ Hans Stohler. 


Als Opfer der Lungentuberkulose starb am 
7. September nach langer Krankheit im Alter von 
3l Jahren unser genossenschaftlicher Mitarbeiter 
Hans Stohler von Arboldswil (Baselland). Seit 
August 1913 arbeitete er in der Abteilung Zwickerei 
der Schuhfabrik des V.S.K. und hat durch Fleiss 
und Tüchtigkeit der genossenschaftlichen Produktion 
gute Dienste geleistet. Bei seinen Mitarbeitern bleibt 
er in bestem Andenken. 


Verbandsnachrichten 


Umsatz pro August 1918. Der Umsatz des 
V.S.K. belief sich im Monat August 1918 auf 


Fr. 10,907,863.50 


Im gleichen Monat des Jahres 1917 ergab sich ein 
Umsatz von Fr. 8,337,947.12. Die Zunahme beträgt 
somit Fr. 2,569,916.38, d. h. 30,82%. 


Berichtigung. Im Artikel «Die Kohlenversorgung» in Nr. 36 
soll es auf Seite 367 in der 23. Zeile heissen Genossenschafts- 
wesen statt Gewerkschaftswesen. 


Redaktionsschluss: 12. September 
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Die Abteilung für 


Wohnungskunst 
des V.S.K. 


vermittelt einfache, künstlerisch durchgeführte 


Wohnungs-Einrichtungen 


und einzelne Möbelstücke 


in gutem und gediegenem Material, 
in einfacher, zweckmässiger Form 
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STÄNDIGE AUSSTELLUNG 


täglich zur Besichtigung geöffnet im 


Ausstellungsgebäude Güterstrasse No. 190 in Basel 
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Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 
Bank - Abteilung 


Versicherungen 


Spezial-Abkommen mit nur erst- 
klassigen schweiz. Gesellschaften 


Wir empfehlen uns zum Abschluss von Versicherungsverträgen aller Art zu 
annehmbaren, konkurrenzlosen und festen Prämien. 


Unfallversicherungen nach allen Kombinationen: 

Kollektiv-Unfallversicherung — mit oder ohne Deckung der industriellen 
Haftpflicht — gegen die ökonomischen Folgen von Betriebs- und Nichtbetriebs- 
ünfällen, die das Arbeitspersonal des Versicherten treffen; 

Einzel-Unfallversicherung gegen die ökonomischen Folgen von Unfällen. jeder 
Art, die den Versicherten selbst treffen; 

Haftpflichtversicherung gegen die ökonomischen Folgen von körperlichen Un- 
fällen und Sachbeschädigungen, für die der Versicherte nach Massgabe der 
bestehenden Rechtsvorschriften Dritten gegenüber aufzukommen hat. 

Einbruchdiebstahl - versicherungen für Haushaltungen, Warenlager, 
Geschäftseinrichtung, Bargelder, Wertpapiere etc. / 

Glasversicherung. Es werden versichert: 

In Ladenlokalen etc.: die Schaufenster-, Oberlicht- und Türscheiben, Wand- 
spiegel, Ladenschrank- und Regalscheiben, sowie sonstige Objekte. 

Versicherung gegen Wasserleitungsschäden. 


Rautions-Versicherung, gegen Verluste infolge Veruntreuung (Diebstahl 
oder Unterschlagung). 


Transportversicherungen, umfasst die Schäden, die während dem 
Transport der Waren entstehen. 


Versicherungen gegen Feuer-, Blitz- und EP ÄEENEHNEN 
und den durch Löschen ee Wasserschaden. 
Vermietung von Tresors (Kleinere Geldschränke) mit Einschluss de Ver- 


sicherung gegen Einbruchdiebstahl. 


Für nähere Auskunft, Prospekte, Kosten- = 
voranschläge etc. wende man sich an die Bank-Abteilung 


